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Der Kommentar zum Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz bleibt auch in der 2. Auflage dem Ziel verpflichtet, eine profunde Kommentierung der Vorschriften auf aktuellstem Stand zu bieten. Das Werk stellt wiederum nicht nur für die Mitarbeiter in den Verwaltungen sowie für die erfahrenen Kommunalpolitiker eine aktuelle und praxisnahe Hilfe dar, sondern ist auch für die neuen Mandatsträger unerlässlich.

 

Robert Thiele, Ministerialdirigent a.D., ehemals Kommunalabteilung des Niedersächsischen Innenministeriums, heute Berater bei den beiden niedersächsischen Gemeindeverbänden.



Vorwort


Zur zweiten Auflage

Das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (GVBl. S. 576), in seinen wesentlichen Teilen mit Beginn der Kommunalwahlperiode 2011/2016 am 1.11.2011 in Kraft getreten, hat der Kommentierung der ersten Auflage zugrunde gelegen. Seither ist das Gesetz, als dessen wesentliches Ziel in der Begründung der Landesregierung (Drs. 16/2510) u. a. die Reduzierung des Gesetzgebungsaufwandes bezeichnet worden ist, vielfach, insgesamt fünfzehn Mal, geändert worden, sehr häufig allerdings nur marginal. Neben der Wiedereinführung (Gesetz v. 19.6.2013, GVBl. S. 160) der 2010 abgeschafften Stichwahl waren die wichtigsten dieser Änderungen

– 2011 (Gesetz v. 13.10.2011, GVBl. S. 353) die Regelungen über die Vertretung des Hauptverwaltungsbeamten (HVB) bei der Einberufung zur konstituierenden Sitzung (§ 59 Abs. 3) und über den Losentscheid bei der Wahl des Vorsitzenden der Vertretung (§ 61 Abs. 1),

– 2013 durch zwei Gesetze die Heraufsetzung des Höchstalters für die Wählbarkeit des HVB von 65 auf 67 Jahre (Gesetz v. 31.10.2013, GVBl. S. 258) und die Verkürzung seiner Amtszeit von acht auf wieder fünf Jahre (Gesetz v. 16.12.2013, GVBl. S. 307) mit der damit verbundenen Synchronisierung der Amtszeit mit der allgemeinen Kommunalwahlperiode und der Erforderlichkeit umfangreicher Anpassungs- und Übergangsbestimmungen (§§ 80, 81), schließlich

– 2016 (Gesetz v. 26.10.2016, GVBl. S. 226) die Regelungen mit den Schwerpunkten Stärkung der Gleichstellungsbeauftragten in den Kommunen durch Ausweitung der Verpflichtung zur Beschäftigung einer hauptberuflichen Gleichstellungsbeauftragten auf Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnern (§§ 8, 9), Förderung der direkten Bürgerbeteiligung insbesondere durch den Verzicht auf das Erfordernis eines Kostendeckungsvorschlags und die Beratungspflicht des HVB beim Bürgerbegehren, die Einführung der aufschiebenden Wirkung eines zulässigen Bürgerbegehrens und die Absenkung des Quorums für das Zustandekommen des Bürgerentscheids von 25 auf 20 v. H. der wahlberechtigten Bevölkerung (§§ 32, 33) sowie Aufhebung einengender Vorschriften wie den Vorrang der Privatwirtschaft für die wirtschaftliche Betätigung insbesondere im Bereich der erneuerbaren Energien (§ 136), daneben die Ermächtigung zur Regelung von Ton- und Filmaufnahmen in Sitzungen durch die Hauptsatzung (§ 64 Abs. 2), die Konkretisierung der Kompetenzen der Vertretung als Dienstvorgesetzte des HVB (§ 107 Abs. 5) und die grundsätzliche Einordnung der Tätigkeit des HVB und anderer kommunaler Beschäftigter in Aufsichtsräten als Nebentätigkeit (§ 138 Abs. 9).

Alle diese und die vorstehend nicht genannten Änderungen sind in die Kommentierung der zweiten Auflage eingeflossen. Im Interesse der beibehaltenen Zielsetzung, praxisbezogene Hilfestellungen zu leisten, sind die Erläuterungen insgesamt unter Berücksichtigung inzwischen ergangener einschlägiger Rechtsprechung insbesondere der niedersächsischen Verwaltungsgerichtsbarkeit und neu aufgetretener Fragestellungen überarbeitet und aktualisiert worden. Die Einführung von Randnummern (Rn) soll die Orientierung in den Texten erleichtern.

 

Hannover im Februar 2017 
Robert Thiele
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ANiedersächsisches Kommunal­verfassungsgesetz (NKomVG)


vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften sowie über Gebietsänderungen im Bereich des Hafens Wilhelmshaven vom 26. Oktober 2016 (Nds. GVBl. S. 226) mit Erläuterungen
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Erster Teil:Grundlagen der Kommunalverfassung



§ 1Selbstverwaltung



(1) Die Gemeinden, die Samtgemeinden, die Landkreise und die Region Hannover (Kommunen) verwalten ihre Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung mit dem Ziel, das Wohl ihrer Einwohnerinnen und Einwohner zu fördern.



(2) In die Rechte der Kommunen darf nur durch Rechtsvorschrift eingegriffen werden.




§§ 1 Abs. 1, 4 Abs. 2, 71 Abs. 2 NGO, 1 NLO, 3 RegionsG





Erläuterungen zu § 1


11. Abs. 1 enthält eine gesetzliche Definition des Begriffs Kommune und knüpft damit an das durch Art. 28 Abs. 2 GG den Gemeinden und Gemeindeverbänden, zu denen neben den Landkreisen auch die Samtgemeinden und die Region Hannover zählen (§§ 2 Abs. 3 und 3 Abs. 1), und durch Art. 57 Abs. 1 NV den Gemeinden, Landkreisen und sonstigen öffentlich-rechtlichen Körperschaften garantierte Recht auf Selbstverwaltung an und verdeutlicht, dass dieses Recht nicht Selbstzweck ist, sondern das Ziel hat, das Wohl ihrer jeweiligen Einwohner zu fördern.

2Das Grundgesetz verleiht den Kommunen gegenüber staatlichen Eingriffen, und zwar allen Gemeinden auch solchen zugunsten von Gemeindeverbänden, also auch zugunsten von Samtgemeinden und Landkreisen (BVerwG, Urt. v. 27.1.1984, DVBl. S. 820 bezüglich rheinl.-pfälz. Verbandsgemeinden; Urt. v. 4.8.1983, DVBl. S. 1152 bezüglich nieders. Landkreise; s. auch BVerwG, Urt. v. 15.11.2006, R&R 1/2007 S. 2, in dem dahingestellt bleibt, ob der Selbstverwaltungsgarantie eine interkommunale Geltung unmittelbar zukommt), sowohl einen absoluten als auch einen relativen Schutz: ein Kernbereich der Selbstverwaltung (vgl. dazu BVerfG, Beschl. v. 23.11.1988, BVerfGE 79 S. 127, BVerwG, Urt. v. 22.11.1957, DVBl. 1958 S. 277) ist absolut gegen jede gesetzliche Schmälerung gesichert, andere, diesen Kernbereich nicht berührende gesetzliche Maßnahmen (Gesetze oder Verordnungen: BVerfG, Beschl. v. 24.6.1969, BVerfGE 26 S. 228) bedürfen für ihre Zulässigkeit der sachlichen Rechtfertigung durch tragfähige Gründe des öffentlichen Wohls (BVerwG, Urt. v. 27.1.1984 a. a. O. m. w. N.).

3Die Verletzung des Rechts auf Selbstverwaltung durch ein Bundes- oder Landesgesetz berechtigt die Kommune zur Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht (§ 91 BVerfGG) und beim Nds. Staatsgerichtshof (Art. 54 Nr. 5 NV).

4Inhaltlich gehören zum Selbstverwaltungsrecht u. a. die Organisationshoheit (BVerfG, Beschl. v. 26.10.1994, KommP N 1995 S. 64; Nds. StGH, Urt. v. 13.3.1996, KommP N 1996 S. 152 = NdsVBl. S. 86; zur Begrenzung durch gesetzliche Vorgaben s. BVerwG, Urt. v. 5.4 2005, R&R 3/2006 S. 9), die Personalhoheit (vgl. dazu BVerfG, Beschl. v. 26.11.1963, BVerfGE 17 S. 172), die Finanzhoheit (Nds. StGH, Beschl. v. 15.8.1995, KommP N 1995 S. 282; s. dazu BVerwG, Urt. v. 27.10.2010, NVwZ 2011 S. 424, zur Zulässigkeit der Beanstandung des Beschlusses über die Senkung der Realsteuerhebesätze, wenn sich die Gemeinde in einer anhaltenden Notlage befindet), die Planungshoheit und die Satzungsautonomie. Bei Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises gehört die Organisation ihrer Erfüllung zum Selbstverwaltungsbereich (OVG Münster, Urt. v. 21.4.1953, OVGE 7 S. 138), so dass Weisungen bezüglich der Mittel der Aufgabenwahrnehmung der Gesetzesform bedürfen, also z. B. die Verpflichtung, Personal mit bestimmter Qualifikation einzusetzen oder bestimmte Einrichtungen zu schaffen und zu benutzen. Bei Selbstverwaltungsaufgaben entscheidet die Kommune auch, ob sie die Aufgabe selbst durchführt oder sich Dritter bedient; Private haben ohne entsprechende gesetzliche Regelung keinen Anspruch auf Beteiligung an der Durchführung (OVG Lüneburg, Beschl. v. 21.1.1987, Nds. RPfl 1987 S. 139).

52. Die Notwendigkeit eines Gesetzes bei Eingriffen in die Rechte der Kommunen, die nach Maßgabe der Gesetze gewährleistet sind, ergibt sich bereits aus Art. 28 Abs. 2 GG und Art. 57 Abs. 1 NV.





§ 2Gemeinden, Samtgemeinden



(1) Die Gemeinden sind die Grundlage des demokratischen Staates.



(2) Die Gemeinden sind Gebietskörperschaften und im Sinne des Artikels 57 Abs. 3 der Niedersächsischen Verfassung in ihrem Gebiet die ausschließlichen Träger der gesamten öffentlichen Aufgaben, soweit Rechtsvorschriften nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmen.



(3) Die Samtgemeinden sind Gemeindeverbände.




§§ 1 Abs. 1, 2, 2 Abs. 1, 71 Abs. 3 NGO





Erläuterungen zu § 2


11. Abs. 1 bestimmt die Gemeinden zur Grundlage des demokratischen Staates und wiederholt damit die schon durch Art. 28 GG und Art. 57 NV gewährleistete institutionelle Garantie und die Notwendigkeit einer aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangenen Volksvertretung.

22. Anders als Art. 44 Abs. 1 VNV, bezeichnet § 57 NV die Gemeinden nicht mehr als Gebietskörperschaften, sondern als öffentlich-rechtliche Körperschaften; eine Statusänderung ist damit nicht verbunden. Abs. 2 erhält nun aber insoweit eine selbstständige Bedeutung. Als Körperschaften des öffentlichen Rechts sind die Gemeinden Träger von Rechten und Pflichten. Sie sind jedoch grundsätzlich nicht grundrechtsfähig (BVerfG, Beschl. v. 16.5.1989, JZ 1990 S. 335), und zwar weder im Zusammenhang mit der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben, auch nicht als Sachwalter der einzelnen Bürger bei der Wahrnehmung ihrer Grundrechte, noch außerhalb des Bereichs der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben (BVerfG, Beschl. v. 8.7.1982, DVBl. S. 940 mit weiteren Nachweisen), und haben infolgedessen auch nicht das Petitionsrecht des Art. 17 GG. Eine Kommune kann sich also bei einem Zugriff auf ihr Eigentum nicht auf Art. 14 GG berufen (BVerfG, Beschl. v. 8.7.1982 a. a. O.), sondern ist auf eine andere öffentlich-rechtliche Norm zur Verteidigung ihres Eigentums angewiesen; in Betracht kommt dafür Art. 28 Abs. 2 GG, insbes. die Planungshoheit (OVG Lüneburg, Urt. v. 5.3.1991 – 7 L 110/89) sowie das Gebot gerechter Abwägung ihrer eigenen Belange (BVerwG, Beschl. v. 26.9.2013, NUR 2013 S. 800). Auch sind juristische Personen des öffentlichen Rechts über die §§ 185 ff. StGB durch § 823 Abs. 2 BGB zivilrechtlich gegen beleidigende Angriffe geschützt (BGH, Urt. v. 16.11.1982, DÖV 1983 S. 290).

33. Abs. 2 wiederholt darüber hinaus wörtlich Art. 57 Abs. 3 NV und betont damit noch einmal den Grundsatz der Allzuständigkeit der Gemeinden, und zwar ohne Rücksicht auf den Charakter der Aufgaben als eigene oder übertragene, weshalb entgegen einer älteren, früher auch hier vertretenen Ansicht (s. z. B. OVG Lüneburg, Urt. v. 8.3.1979, DNG 1979 S. 247) die Reichweite dieser Vorschrift und des Art. 57 Abs. 3 NV über die des Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG hinausgeht (Nds. StGH, Urt. v. 13.3.1996, KommP N 1996 S. 152 = NdsVBl. 1996 S. 87) und eine Vermutung für die Zuständigkeit der Gemeinden auch für die Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises enthält (Nds. StGH, Urt. v. 6.12.2007, R&R Sonderheft Januar 2008 = NdsVBl. 2008 S. 37) mit der Folge, dass Gemeinden diese Aufgaben im Einzelfall nur nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (s. dazu Nds. StGH, Urt. v. 13.3.1996 a. a. O.) entzogen werden können und ihnen ein Grundbestand davon erhalten bleiben muss (s. auch R&R 2/2007 S. 16). Zum Verhältnis der gemeindlichen Aufgabenträgerschaft zu der der Landkreise vgl. § 5 Rn 4.

4Für die staatliche Auftragsverwaltung sind die Gemeinden wegen ihrer besonderen Kenntnis der örtlichen Verhältnisse der geeignete Aufgabenträger. Ob es sich um Aufgaben der einen oder anderen Art handelt, bestimmt sich nach den §§ 5 und 6.

54. Samtgemeinden sind Gemeindeverbände, aber angesichts der Bestimmungen des Absatzes 2 und des § 3 Abs. 1 wohl keine Gebietskörperschaften. Sie haben das Recht der Selbstverwaltung (§ 1 Abs. 1) und es gilt für sie die für Gemeindeverbände bestehende Garantie des Art. 28 Abs. 2 Satz 2 GG und des Art. 57 Abs. 1 NV.





§ 3Landkreise, Region Hannover



(1) Die Landkreise und die Region Hannover sind Gemeindeverbände und Gebietskörperschaften.



(2) 1Die Landkreise und die Region Hannover sind, soweit in Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, in ihrem Gebiet die Träger der öffentlichen Aufgaben, die von überörtlicher Bedeutung sind oder deren zweckmäßige Erfüllung die Verwaltungs- oder Finanzkraft der ihnen angehörenden Gemeinden und Samtgemeinden übersteigt. 2Sie unterstützen die ihnen angehörenden Gemeinden und Samtgemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und sorgen für einen angemessenen Ausgleich der Gemeindelasten.



(3) Die für Landkreise geltenden Regelungen anderer Rechtsvorschriften sind auf die Region Hannover entsprechend anzuwenden, soweit nichts anderes bestimmt ist.




§§ 1 Abs. 1, 2 NLO, 3 Abs. 3, 7 Abs. 1 RegionsG





Erläuterungen zu § 3


11. Die Landkreise und die 2001 durch Einbeziehung der Landeshauptstadt in den Landkreis Hannover gebildete Region Hannover haben als Gebietskörperschaften und Gemeindeverbände einen rechtlich völlig identischen Status. Auch sonst erfüllt die Region Hannover alle Merkmale eines Landkreises, insbesondere erfüllt sie alle Kriterien des Leitbildes der 1977 landesweit durchgeführten Kreisreform (s. KommP N 1999 S. 48) und kann deshalb insoweit als Landkreis angesehen werden. Als Gemeindeverbände haben sie im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereichs das Recht der Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG, Art. 57 Abs. 1 NV).

22. Die Erfüllung der überörtlichen und der die Finanzkraft der kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemeinden übersteigenden Aufgaben sowie die Unterstützung ihrer Gemeinden und Samtgemeinden werden den Landkreisen und der Region Hannover durch Absatz 2 gesetzlich zugewiesen und gehören deshalb zum Aufgabenspektrum der Landkreise und der Region Hannover gem. Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG und des Art. 57 Abs. 1 NV. Diese Aufgabenstruktur wird durch die Modifikationen der Aufgabenzuweisung in den §§ 159 ff. nicht grundsätzlich verändert. Die Regelung des Absatzes 3 ist folgerichtig im Hinblick auf die Wesensgleichheit von Landkreis und Region Hannover,





§ 4Aufgabenerfüllung der Kommunen


1Die Kommunen erfüllen ihre Aufgaben im eigenen oder im übertragenen Wirkungskreis. 2Sie stellen in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die für ihre Einwohnerinnen und Einwohner erforderlichen sozialen, kulturellen, sportlichen und wirtschaftlichen öffentlichen Einrichtungen bereit.



§§ 2 Abs. 1 NGO, 17 Abs. 1 NLO, 3 Abs. 3 RegionsG





Erläuterungen zu § 4


1Nähere Bestimmungen zum eigenen und zum übertragenen Wirkungskreis der Kommunen enthalten die §§ 5 und 6.

2Soweit nicht gesetzlich die Schaffung von Einrichtungen vorgeschrieben ist, entscheiden die Kommunen darüber; eine Rechtspflicht zur Schaffung bestimmter Einrichtungen normiert die Vorschrift nicht. Die Leistungsfähigkeit der Kommune ist ein wesentlicher Maßstab für Umfang und Art der Bereitstellung der erforderlichen Einrichtungen.





§ 5Eigener Wirkungskreis



(1) Zum eigenen Wirkungskreis der Kommunen gehören


1.  bei den Gemeinden alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft,

2.  bei den Samtgemeinden die Aufgaben, die sie nach § 98 Abs. 1 Sätze 1 und 2 für ihre Mitgliedsgemeinden erfüllen,

3.  bei den Landkreisen und der Region Hannover die von ihnen freiwillig übernommenen Aufgaben und

4.  bei allen Kommunen die Aufgaben, die ihnen aufgrund von Artikel 57 Abs. 4 der Niedersächsischen Verfassung durch Rechtsvorschrift als Pflichtaufgaben zur Erfüllung in eigener Verantwortung zugewiesen sind.




(2) Im eigenen Wirkungskreis sind die Kommunen nur an die Rechtsvorschriften gebunden.



(3) 1Die Landkreise können von kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemeinden freiwillig übernommene Aufgaben und Einrichtungen mit deren Zustimmung übernehmen. 2In den Fällen des § 98 Abs. 1 Satz 2 ist auch die Zustimmung der Mitgliedsgemeinden erforderlich. 3Ohne Zustimmung der beteiligten Gemeinden und Samtgemeinden können diese Aufgaben und Einrichtungen von Landkreisen übernommen werden, wenn dies notwendig ist, um einem Bedürfnis der Einwohnerinnen und Einwohner des Landkreises in einer dem öffentlichen Wohl entsprechenden Weise zu genügen. 4Die Übernahmebedingungen werden von den Beteiligten vereinbart. 5Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so werden die Übernahmebedingungen von der Kommunalaufsichtsbehörde festgesetzt.



(4) 1Aufgaben, die die Landkreise wahrnehmen, sollen den kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemeinden auf deren Antrag überlassen werden, wenn diese die Aufgaben in einer dem öffentlichen Wohl entsprechenden Weise erfüllen können und wenn hierdurch die zweckmäßige Erfüllung der Aufgaben des Landkreises im Übrigen nicht gefährdet wird. 2Absatz 3 Sätze 4 und 5 gilt entsprechend.




§§ 4 NGO, 3 NLO, 3 Abs. 3 RegionsG





Erläuterungen zu § 5


11. Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 konkretisiert § 2 Abs. 2, indem er bei den Gemeinden alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft und die ihnen gesetzlich als eigene Aufgaben zugewiesenen dem eigenen Wirkungskreis zuordnet. Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft sind nur solche Aufgaben, die in der örtlichen Gemeinschaft wurzeln oder auf die örtliche Gemeinschaft einen spezifischen Bezug haben (BVerfG, Urt. v. 30.7.1958, BVerfGE 8 S. 122; Urt. v. 24.7.1979, BVerfGE 52 S. 95; Beschl. v. 23.11.1988, BVerfGE 79 S. 127 = DNG 1989 S. 97– sog. Rastede-Entscheidung), der Begriff ist also funktional, nicht gebietlich determiniert.

2Die nach § 98 den Samtgemeinden gesetzlich und von Mitgliedsgemeinden übertragenen Aufgaben gehören zu deren eigenem Wirkungskreis (Absatz 1 Nr. 2). Darüber hinausgehende spezielle Aufgabenübertragungen auf Samtgemeinden (Absatz 1 Nr. 4) sind nicht erfolgt (sieht man von auch ihrer Pflicht zur Sicherung ihres Archivgutes ab, § 7 NArchG).

3Die von den Landkreisen und der Region Hannover im Rahmen des § 3 Abs. 2 freiwillig übernommenen Aufgaben gehören zum eigenen Wirkungskreis (Absatz 1 Nr. 3). Zu den ihnen zugewiesenen Aufgaben (Absatz 1 Nr. 4) gehören u. a. die des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers (§ 6 NAbfG, § 160 Abs. 6), des örtlichen Trägers der Sozialhilfe (§ 1 Nds. AGSGB XII) und der Jugendhilfe (§ 1 AGKJHG, § 160 Abs. 4), des Trägers der Regionalplanung (§ 20 NROG, § 160 Abs. 1) und die Sicherstellung der Krankenhausversorgung (§ 1 NKHG, § 160 Abs. 3).

42. In seiner Rastede-Entscheidung hat das BVerfG der Frage der verfassungsmäßigen Aufgabenverteilung zwischen Gemeinden und Landkreisen als Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft i. S. v. Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG diejenigen Interessen und Bedürfnisse bezeichnet, die in der örtlichen Gemeinschaft wurzeln oder auf sie einen spezifischen Bezug haben, die also den Gemeindeeinwohnern gerade als solchen gemeinsam sind, indem sie das Zusammenleben und -wohnen der Menschen in der Gemeinde betreffen, ohne dass es auf deren Verwaltungskraft ankommt, und den grundsätzlichen Vorrang der gemeindlichen Aufgabenwahrnehmung hinsichtlich der Aufgaben mit relevantem örtlichem Bezug bestätigt und ihren Entzug nur aus Gründen des Gemeininteresses vor allem dann für zulässig erklärt, wenn anders die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung nicht sicherzustellen wäre und wenn die den Aufgabenentzug tragenden Gründe gegenüber dem verfassungsrechtlichen Aufgabenverteilungsprinzip des Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG überwiegen (s. auch mit derselben Argumentation des Zuständigkeitsvorrangs der Gemeinden vor den Gemeindeverbänden VerfGH NW, Urt. v. 9.2.1979, DVBl. 1979 S. 668 zur zwangsweisen Zuordnung von Gemeinden zu bestimmten Datenverarbeitungszentralen und Urt. v. 11.7.1980, DÖV 1980 S. 69 zur zwangsweisen Bildung einer Zweckverbandssparkasse).

53. Die grundgesetzliche Kompetenzordnung bindet die Kommune auch bei ihrer Tätigkeit als Hoheitsträger, weshalb sie einen öffentlich-rechtlichen Vertrag nicht mit Gründen aus einem Bereich kündigen kann, für den ihre Zuständigkeit nicht besteht (VGH Mannheim, Urt. v. 14.8.1992, NVwZ 1993 S. 903: Kündigung eines öffentlich-rechtlichen Werbenutzungsvertrages zu dem Zweck, auf dem Gebiet der Gemeinde ein über die bundesrechtlichen Beschränkungen hinausgehendes Werbeverbot für Tabakerzeugnisse und alkoholische Getränke durchzusetzen).

64. Zu einzelnen Aufgabenbereichen insbesondere des gemeindlichen Bereichs:

74.1 Partnerschaften mit ausländischen Kommunen (sog. Städtepartnerschaften) gehören nicht zu den in Art. 32 GG erfassten Beziehungen zu auswärtigen Staaten. Sie dienen vorrangig der Begegnung von Bürgern und gesellschaftlichen Gruppierungen der beteiligten Kommunen, insbesondere auf den Gebieten der örtlichen Kulturpflege, des Erfahrungsaustausches der Verwaltungen, der Jugend- und Erwachsenenbildung und ähnlicher kommunaler Angelegenheiten, sind also das Wohl der Einwohner zu fördern bestimmt (§ 1 Abs. 1) und rechtlich unbedenklich. Das BVerwG (Urt. v. 14.12.1990, NVwZ 1991 S. 685) rechnet sie folgerichtig zu den Angelegenheiten des örtlichen Wirkungskreises und sieht in ihnen ein neues Betätigungsfeld. Im Rahmen partnerschaftlicher Beziehungen oder eines verfestigten Kontaktes zu einer ausländischen Kommune können bestimmte Maßnahmen der Entwicklungshilfe, wie z. B. die Überlassung überzähligen Geräts, die Beratung bei der Durchführung eines Projektes, die Ausbildung und Unterweisung von Personal der ausländischen Kommune, als zulässig angesehen werden; dabei ist auch ein maßvolles finanzielles Engagement möglich, insbesondere dadurch, dass Initiativen der Bürgerschaft geweckt oder gefördert werden, die die Kommune finanziell unterstützt (mittelbare kommunale Entwicklungshilfe). Die finanzielle Förderung eines Projekts in einem Entwicklungsland, die in derartige partnerschaftliche Beziehungen nicht eingebettet ist, hat keinen Bezug zu den örtlichen Angelegenheiten und kann deshalb nicht als Aufgabe der Kommune angesehen werden.

84.2 Wirtschaftsförderung, die zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeits- oder Ausbildungsplätzen in der Kommune, zur Sicherung der örtlichen Wirtschafts- und Steuerkraft oder aus vergleichbaren Gründen im Interesse der wirtschaftlichen Unabhängigkeit, Wettbewerbsfähigkeit und Daseinsvorsorge der Kommune betrieben wird, ist eine originäre kommunale Aufgabe. Ihre Mittel können nicht nur in indirekten Fördermaßnahmen, wie z. B. der Schaffung günstiger Rahmenbedingungen bei der Städtebauplanung, bei der Infrastruktur, bei der Hebesatzgestaltung oder in der Beratung und Hilfestellung bei der Ansiedlung bestehen, sondern auch in direkten Maßnahmen, wie z. B. Investitionshilfen (vgl. VG Münster, Urt. v. 18.12.1962, DÖV 1963 S. 622: Investitionshilfe für einen neu anzusiedelnden Betrieb; OVG Lüneburg, Urt. v. 30.6.1976, Die Gemeinde S. 396: Verschaffung eines verbilligten Gewerbegrundstücks zur Verhinderung einer Betriebsverlagerung; OVG Münster, Urt. v. 23.6.1982, Eildienst LKT NW S. 301: Einräumung finanzieller Vorteile als Anreiz und Unterstützung für die Standortverlagerung eines Wirtschaftsunternehmens; VG Koblenz, Urt. v. 24.9.1982, Rdschr. NStV 96/83 v. 8.3.1983: Investitionszuschuss für die Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen; VGH Kassel, Urt. v. 27.5.1988, DÖV 1989 S. 34: Gewährung eines Praxisgründungsdarlehns zur Ansiedlung eines Facharztes). Unter diesen Voraussetzungen kann in engen Grenzen auch die Bereitstellung von Risiko- oder Startkapital bei der Ansiedlung junger Unternehmen in Betracht kommen, wenn dabei nicht die Absicherung der Geschäftsrisiken im Vordergrund steht (zu Risikokapital als EU-Beihilfe s. ABl. C 235/3 v. 21.8.2001). Wie die Wahrnehmung aller eigenen Aufgaben kann auch die Wirtschaftsförderung nur im Rahmen der Gesetze erfolgen (Abs. 2 und § 1 Abs. 1); dabei ist insbesondere hinzuweisen auf das Steuer- und Abgabenrecht (§§ 227 Abs. 1, 222 Satz 1 Abgabenordnung), auf das Wirtschaftsrecht der EU und auf die Vorschriften des Kommunalwirtschaftsrechts (§ 110). Es wird auch unter Berücksichtigung der Wesentlichkeitstheorie des BVerfG (z. B. Beschl. v. 8.8.1978, BVerfGE 49 S. 89) nicht verlangt werden können, dass Leistungen der Wirtschaftsförderung als Grundlage einer Satzung bedürfen, vielmehr genügen entsprechende Richtlinien der Vertretung. Die Förderung des Profisports, der zwar anders als der Breitensport dem Wirtschaftsleben zuzurechnen ist, kann wohl mit Blick auf die ausdrückliche Erwähnung der sportlichen Einrichtungen in § 4 auch dann als kommunale Angelegenheit angesehen werden, wenn ihr Ziel die Sportförderung und nicht die Verbesserung der allgemeinen oder besonderen Standortqualitäten der Kommune ist.

94.3 Die Gewährung einer gemeindlichen Aufwendungsbeihilfe für kinderreiche Familien ist keine Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft, sondern eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe des Staates im Rahmen des Familienlastenausgleichs (OVG Münster, Urt. v. 19.1.1995, KommP N 1995 S. 101, Ls. = NVwZ 1995 S. 718).

10Für die Zulässigkeit der kommunalen Betätigung in der Telekommunikation mit überörtlichen Verbindungen ist darauf abzustellen, dass der in der örtlichen Gemeinschaft bestehende spezifische Bedarf auf diesem Gebiet befriedigt wird. Auch der Abschluss von Postagentur-Verträgen mit der Deutschen Post AG zur Gewährleistung von Postdiensten in der Gemeinde dient der Wahrnehmung einer örtlichen Aufgabe.

114.4 In der Frage nach der Zulässigkeit der Befassung mit Angelegenheiten außerhalb der kommunalen Entscheidungskompetenz (insbesondere verteidigungs- und friedenspolitische Angelegenheiten) hält das BVerwG (Urteile v. 14.12.1990, NVwZ 1991 S. 682 und S. 684) es für zulässig, dass Kommunen sich zu möglichen Auswirkungen in ihrem örtlichen Umfeld äußern, und zwar auch vorsorglich, wenn sie nur darauf verzichten, eine in den Raum des allgemeinpolitischen Meinungsstreits reichende, gegen die Maßnahmen des zuständigen Entscheidungsträgers gerichtete Aussage zu formulieren. Bei spezifischem Bezug auf die örtliche Gemeinschaft ist auch eine Befassungskompetenz der kommunalen Organe hinsichtlich staatlicher Auftragsangelegenheiten in der Zuständigkeit anderer Behörden anzuerkennen (VG Schleswig, Urt. v. 16.11.1987, NVwZ 1988 S. 471). Zu den Grenzen einer sachlichen Befassung mit der gesetzgeberischen Gestaltung des Arbeitsförderungsgesetzes: OVG Koblenz, Urt. v. 15.3.1988, der landkreis 1988 S. 530. Zur Frage der Aufnahme entsprechender Anträge auf die Tagesordnung vgl. § 56 Rn 1und § 59 Rn 18.

124.5 Die Übernahme von Prozesskosten, die Bürgern entstehen können, ist auch dann keine Aufgabe der Kommune, wenn mit dem Prozess Ziele verfolgt werden, die Interessen der Kommune entsprechen (VG Stuttgart, Urt. v. 4.6.1981, RdSchr.NST 349/87 v. 8.10.1987).

134.6 Die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen, die der demografischen Entwicklung entgegenwirken sollen, wie die Unterstützung der Niederlassung von Ärzten und von Dorfläden, kann in den davon betroffenen Gemeinden als deren Aufgabe angesehen werden.

145. Nach Art. 57 Abs. 4 NV erfordert die Zuweisung neuer Pflichten im eigenen Wirkungskreis (zum übertragenen Wirkungskreis vgl. § 6 Abs. 1) ein Gesetz im materiellen Sinne, da sie einen Eingriff in das Recht der Gemeinden und Landkreise sowie der Region Hannover auf Bestimmung des eigenen Aufgabenkreises darstellt. Die Zuweisung einer neuen Pflicht ist auch die Umwandlung einer Aufgabe des übertragenen in eine des eigenen Wirkungskreises; zur Frage des dabei unzulässigen Formenmissbrauchs s. Nds. StGH, Beschl. v. 15.8.1995 KommP N 1995 S. 282.

15Durch das verfassungsändernde Gesetz vom 27.1.2006 (GVBl. S. 58) ist mit Art. 57 Abs. 4 NV die sog. Konnexität eingeführt worden. Danach ist bei ab dem 1.1.2006 erlassenen Vorschriften für die durch Zuweisung von Pflichtaufgaben des eigenen Wirkungskreises verursachten erheblichen und notwendigen Kosten unverzüglich durch Gesetz der entsprechende finanzielle Ausgleich zu regeln. Bei einer Änderung von Zuweisungsvorschriften, die eine erhebliche Erhöhung der Kosten zur Folge hat, ist der Ausgleich entsprechend anzupassen; ist eine Verringerung der Kosten die Folge, kann eine Anpassung erfolgen. Bei vor dem 1.1.2006 erlassenen Vorschriften bleibt es bei der bisherigen Kostenabgeltung, jedoch gilt im Falle der Aufgabenverlagerung und Gesetzesänderung mit Kostenerhöhung dieselbe Kostenregelung wie bei neuen Zuweisungsgesetzen, wobei allerdings bei einer Kostenverringerung eine Anpassung entfällt. Zur gerichtlichen Geltendmachung durch Kommunalverfassungsbeschwerde s. NdsOVG, Beschl. v. 12.2.2013, R&R 2/2013 S. 1.

166. Die Möglichkeit der Übernahme gemeindlicher Aufgaben und Einrichtungen durch den Landkreis und die Überlassung von Kreisaufgaben an die kreisangehörigen Gemeinden wird ohne das allseitige Einvernehmen nicht genutzt werden, zumal daneben auch die Möglichkeit kommunaler Zusammenarbeit besteht. Die Regelung gilt auch für Samtgemeinden, bei denen angesichts der ihnen fehlenden Kompetenz-Kompetenz nicht recht deutlich ist, welche freiwillig übernommenen Aufgaben sie dem Landkreis überlassen könnten. Zur Übernahme von Aufgaben in der Region Hannover s. § 165.





§ 6Übertragener Wirkungskreis



(1) 1Zum übertragenen Wirkungskreis der Kommunen gehören die staatlichen Aufgaben, die ihnen aufgrund von Artikel 57 Abs. 4 der Niedersächsischen Verfassung durch Rechtsvorschrift übertragen sind. 2Die Landkreise und die Region Hannover nehmen die Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörden wahr, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.



(2) 1Die Kommunen erfüllen die Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises nach Weisung der Fachaufsichtsbehörden. 2Ihnen fließen die mit diesen Aufgaben verbundenen Einnahmen zu.



(3) 1Die Kommunen sind zur Geheimhaltung derjenigen Angelegenheiten verpflichtet, deren Geheimhaltung allgemein vorgeschrieben oder im Einzelfall von der dazu befugten staatlichen Behörde angeordnet ist. 2Verwaltungsvorschriften, die dazu dienen, die Geheimhaltung sicherzustellen, gelten auch für die Kommunen, soweit nichts anderes bestimmt ist.



(4) Hat eine Kommune bei der Erfüllung von Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises eine Maßnahme aufgrund einer Weisung der Fachaufsichtsbehörde getroffen und wird die Maßnahme aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen aufgehoben, so erstattet das Land der Kommune alle notwendigen Kosten, die ihr durch die Ausführung der Weisung entstanden sind.




§§ 6 NGO, 4 NLO, 3 Abs. 3 RegionsG





Erläuterungen zu § 6


11. Für die Übertragung staatlicher Aufgaben auf Kommunen ist eine Rechtsvorschrift, d. h. ein Gesetz im materiellen Sinne Voraussetzung. Wie für den Begriff der Aufgaben des eigenen Wirkungskreises gibt es auch für den der Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises keine allgemeine formelle Bestimmung. Zu den Auftragsangelegenheiten gehören neben den ausdrücklich in dem betreffenden Gesetz als solche bezeichneten auch diejenigen den Kommunen übertragenen Aufgaben (s. dazu § 17 Rn 1 ff), bei deren Erfüllung sie wie eine staatliche Behörde dem uneingeschränkten Weisungsrecht unterliegen; die Anfechtung einer solchen Weisung kommt nicht in Betracht (vgl. BVerwG, Beschl. v. 27.2.1978, DVBl. 1978 S. 638). Jedoch erstreckt sich das staatliche Weisungsrecht nicht auf die personelle und organisatorische Durchführung der Aufgaben, die eine Selbstverwaltungsaufgabe der Kommune bleibt. Diese wird nicht dadurch beeinträchtigt, dass die Kommune zur Durchführung einer Weisung bestimmte organisatorische und personelle Vorkehrungen treffen muss (z. B. Beschaffung eines Stahlschrankes zur gesicherten Unterbringung von Ausweisvordrucken), weil es sich nur um mittelbare, nicht aber um unmittelbare Auswirkungen der Weisung handelt (vgl. auch § 170 Rn 10).

2Grundsätzlich beschränken sich Weisungen auf allgemeine Anordnungen; wenn die Umstände es erfordern, kann aber auch eine Einzelfallregelung getroffen werden (vgl. OVG Lüneburg, Beschl. v. 6.1.1982, dng 1982 S. 116).

3Zweifelhaft ist, welchen rechtlichen Charakter die Pflichten der Gemeinden zur Auslegung von Plänen und Entwürfen anderer Aufgabenträger haben, die ihnen durch Gesetz übertragen worden sind (vgl. z. B. § 17a Nr. 1 Fernstraßengesetz, §§ 73, 74 VwVfG, § 38 Abs. 4 NStrG, § 14 NAGBNatSchG). Während einerseits der Standpunkt vertreten wird, dass es sich dabei um Amtshandlungen der Gemeinde handelt, die dieser durch Gesetz übertragen, aber weder als eigene zugewiesen sind (insoweit zweifelnd OVG Lüneburg, Beschl. v. 6.9.1984 – 2 OVG B 46/84, jedoch ohne abschließende Entscheidung) noch solche der örtlichen Gemeinschaft darstellen und deshalb dem übertragenen Wirkungskreis zuzuweisen sind (ebenso VG Stade, Beschl. v. 8.8.1984 –1 VG D 28/85 – und v. 16.4.1985 –1 VG D 27/84), vertritt das VG Hannover (Urt. v. 22.5.1980 – 6 VG A 249/79) im Anschluss an das OVG Rheinland-Pfalz (Urt. v. 28.9.1977, Leitsatz in DÖV 1978 S. 377, Urt. v. 18.11.1980 – 7 A 75/80) die Auffassung, dass diese Tätigkeit Amtshilfe i. S. des Art. 35 GG und des § 4 Abs. 1 VwVfG sei, weil es sich um Handlungen tatsächlicher Art durch eine andere Verwaltungsbehörde zur Unterstützung einer Amtshandlung der ersuchenden Behörde handelt. Nach beiden Ansichten hat die Gemeinde gem. § 13 VwVfG Anspruch auf Erstattung ihrer Auslagen, insbesondere der Kosten für die öffentliche Bekanntmachung, für die Anmietung von Räumen, wenn für die Auslegung geeignete Räumlichkeiten nicht zur Verfügung stehen, und für die Vergütung von Personen außerhalb der Verwaltung, die eigens beauftragt werden müssen, um die Auslegung durchführen zu können. Zur Zuständigkeit der Samtgemeinden für die Auslegung von Plänen und Planfeststellungsbeschlüssen vgl. § 7 Nieders. VwVfG.

4Für die Heranziehung von Kommunen für Aufgaben der Sozialhilfe s. § 8 Nds. AG SGB XII und die DVO Nds. AG SGB XII, für Aufgaben der Grundsicherung und im Rahmen des Bundeskindergeldgesetzes s. §§ 3 und 3a AG SGB II/BKGG und für Aufgaben nach dem Aufnahmegesetz (AufnG) s. § 2 AufnG mit Regelungen über die Handlungs- und Prozessbefugnis sowie die Kostenerstattung. Die Heranziehung stellt keine Aufgabenübertragung dar, sondern eine allgemeine Amtshilfe aller ersuchten Behörden (§ 4 ff VwVfG).

52. Die Kostenregelung des Art. 57 Abs. 4 NV (§ 5 Rn 13) gilt auch für die Übertragung staatlicher Aufgaben und ihre gesetzliche Veränderung. Bis zur Einführung der Konnexitätsregelung im Jahrs 2006 bestand eine Verpflichtung zur vollen Deckung der beim Vollzug der übertragenen Aufgabe entstehenden Kosten nicht (Nds. StGH, Beschl. v. 15.8.1995 KommP N 1995 S. 282).

6Die mit den Aufgaben verbundenen Einnahmen stehen den Kommunen zu (Abs. 2 Satz 2). Im Wesentlichen handelt es sich dabei um die Kosten für Amtshandlungen, die nach dem Verwaltungskostengesetz zu erheben sind.

73. Die Regelung des Abs. 3 über die Geheimhaltung ist durch das Zweite Gesetz zur Änderung der NGO und der NLO v. 18.4.1963 (GVBl. 1963 S. 255) im Zusammenhang mit einer Eskalation der Gefahr einer globalen militärischen Auseinandersetzung (sog. Kuba-Krise) eingefügt worden, als sich die Notwendigkeit ergeben hatte, auch für die Gemeinden und Landkreise Vorschriften für die Geheimhaltung solcher Angelegenheiten zu treffen, die die Bundes- oder Landesregierung als geheim erklärt haben und die den Kommunen mitgeteilt werden sollen. Sie bezieht sich also nicht nur auf diejenigen Angelegenheiten, die für die Kommunen im Rahmen der militärischen und zivilen Verteidigung zuständig sind (vgl. z. B. § 2 Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz), sondern gilt auch dann, wenn die Kommune bei der Erfüllung anderer Aufgaben, auch des eigenen Wirkungskreises, von Angelegenheiten Kenntnis erlangt, die der Pflicht zu dieser besonderen Geheimhaltung unterliegen. Für Aufgaben, die dieser Geheimhaltung unterliegen, ist gem. § 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der HVB ausschließlich zuständig, der dazu einer Sicherheitsüberprüfung nach dem SÜG unterzogen wird. Sie sind von der allgemeinen Unterrichtungspflicht ausgenommen (§ 56 Satz 2, § 58 Abs. 4 Satz 4, § 77 Satz 2, § 87 Abs. 1 Satz 1); über sie ist nur der stellvertretende Bürgermeister zu unterrichten (§ 85 Abs. 7; vgl. § 85 Rn 28); s. im Übrigen das SÜG.

8Die Vorschrift betrifft nicht die regelmäßig zur Wahrung des Persönlichkeitsrechts oder von Betriebsgeheimnissen normierte Verschwiegenheitspflicht (z. B. Datenschutz, Steuer-, Betriebsgeheimnis); insoweit unzutreffend deshalb VG Stade, Urt. v. 16.2.2011, R&R 5/2011 S. 8.

94. Für Amtspflichtverletzungen bei der Wahrnehmung von Auftragsangelegenheiten haftet die Kommune, und zwar unabhängig davon, ob sie die Aufgaben von Beamten oder Arbeitnehmern i. S. d. TVöD erfüllen lässt (BGH, Urt. v. 21.6.1951, BGHZ 2 S. 350); jedoch ist der Staat nicht Dritter i. S. d. § 839 BGB, so dass für ihm bei der Erfüllung von Auftragsangelegenheiten zugefügten Schaden durch einen Bediensteten der Kommune diese nicht schadensersatzpflichtig ist (BGH, Urt. v. 5.5.1958, BGHZ 27 S. 210). Die Kommune ist aber berechtigt und, wenn die zuständige staatliche Behörde das verlangt, auch verpflichtet, als Dienstherr des Bediensteten diesem gegenüber den Schadensersatzanspruch gem. § 48 BeamtStG, § 51 NBG und den sonst geltenden arbeitsrechtlichen Grundsätzen geltend zu machen. Rechtsgrundlage dafür ist die sog. Schadensliquidation im Drittinteresse, die im Zivilrecht entwickelt worden ist (vgl. BGH, Urt. v. 10.7.1963, BGHZ 40 S. 91) und auch im öffentlichen Recht gilt, wenn eine Körperschaft zwar im eigenen Namen und Kraft eigenen Rechts, aber für Rechnung oder im Interesse einer anderen Körperschaft tätig wird, wie in den Fällen der Auftragsverwaltung und der Amtshilfe (VGH Mannheim, Urt. v. 4.4.1973, ZBR 1974 S. 337; OVG Lüneburg, Urt. v. 22.3.1994, KommP N 1994 S. 43 = NdsVBl. 1995 S. 37) und in Fällen der Heranziehung des örtlichen durch den überörtlichen Träger der Sozialhilfe (OVG Koblenz, Urt. v. 18.5.1988, ZBR 1988 S. 394). Die Verpflichtung der Kommune zur Geltendmachung des Schadensersatzanspruchs ergibt sich aus § 110 Abs. 2 sowie § 34 Bundeshaushaltsordnung, § 6 Haushaltsgrundsätzegesetz (VG Hannover, Beschl. v. 29.12.1983 – 2 Hi VG D 57/83) und aus ihrer Pflicht, bei der Ausübung ihrer Funktionen als Dienstherr des betreffenden Bediensteten auf die Interessen des Landes Rücksicht zu nehmen (landesfreundliches Verhalten, vgl. OVG Münster, Urt. v. 8.1.1964, OVGE 19 S. 192; Beschl. v. 19.3.2004, NVwZ-RR 2004 S. 519). Die Kommune haftet nicht nach den Grundsätzen des öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruchs, wenn sie Mittel in einer von den einschlägigen Vorschriften nicht gedeckten Weise ausgegeben hat (BVerwG, Urt. v. 30.11.1995, KommP N 1996 S. 125 Ls. = NVwZ 1996 S. 595).

10Die Erhebung von Verwaltungskosten in Auftragsangelegenheiten ist wie die Aufgabe selbst eine Angelegenheit des übertragenen Wirkungskreises (vgl. RdErl. d. MI, d. MP u. d. übr. Min. v. 18.2.1970, MBl. 1970 S. 198).

115. Der Erstattungsanspruch des Abs. 4 besteht in den Fällen, in denen eine Fachaufsichtsbehörde die aufgehobene Entscheidung entweder durch Weisung oder durch sonstiges Verwaltungshandeln, z. B. durch die Versagung einer Genehmigung, in einer die Kommune bindenden Weise verursacht hat, d. h. die Verantwortung an sich gezogen hat (VG Stade, Urt. v. 24.3.1993 – 1 A 39/92). Zwar regelt Abs. 4 seinem Wortlaut nach nur den Fall, dass Kosten durch die Ausführung von Weisungen der Aufsichtsbehörde entstanden sind. Die Bestimmung muss ihrem Sinn nach aber in allen Fällen Anwendung finden, in denen die Aufsichtsbehörde auf andere Weise als durch die Erteilung einer Weisung die Verantwortung an sich gezogen hat, z. B. durch rechtsfehlerhafte Versagung einer vorgeschriebenen Zustimmung zu einem Verwaltungsakt, so dass die Kommune ebenso wenig wie bei Weisungen die Möglichkeit hat, auf die Schadensursache einzuwirken.

12Eine Weisung, ob im Einzelfall oder allgemein ergangen, ist jede sachliche und rechtliche Direktive der Aufsichtsbehörde, der sich die Kommune im Blick auf die innere Einheit der Verwaltung oder aus anderen unumgänglichen Gesichtspunkten der Verwaltungspraxis nicht verschließen kann; sie kann auch in einer Bekanntmachung zur Kenntnisnahme bestehen (vgl. VG Braunschweig, Urt. v. 26.6.1969, DVBl. 1971, S. 222), jedoch ist Voraussetzung, dass die Weisung die Kosten adäquat verursacht hat, was nicht der Fall ist, wenn die Fachaufsichtsbehörde über ein von der Kommune auszuführendes Gesetz durch Übersendung dessen Textes unterrichtet (VG Braunschweig, Urt. v. 7.4.1998, VwRR N S. 61). Zur Frage der Kostenerstattung im Falle des § 88 s. § 88 Rn 10.





§ 7Organe der Kommunen



(1) Organe der Kommunen sind die Vertretung, der Hauptausschuss und die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte.



(2) Die Organe tragen folgende Bezeichnungen:


1.  in Gemeinden: Rat, Verwaltungsausschuss und Bürgermeisterin oder Bürgermeister,

2.  in großen selbstständigen und in kreisfreien Städten: Rat, Verwaltungsausschuss und Oberbürgermeisterin oder Oberbürgermeister,

3.  in Samtgemeinden: Samtgemeinderat, Samtgemeindeausschuss und Samtgemeindebürgermeisterin oder Samtgemeindebürgermeister,

4.  in Landkreisen: Kreistag, Kreisausschuss und Landrätin oder Landrat sowie

5.  in der Region Hannover: Regionsversammlung, Regionsausschuss und Regionspräsidentin oder Regionspräsident.





§§ 6 NLO, 16 RegionsG





Erläuterungen zu § 7


Organe der Kommunen sind neben den in Abs. 1 genannten auch andere Gremien, soweit ihnen Entscheidungszuständigkeiten übertragen sind, so die Orts- und Stadtbezirksräte (s. § 93 Rn 1), die mit Beschlusszuständigkeiten ausgestatteten sondergesetzlichen Ausschüsse nach § 73 (für den Jugendhilfeausschuss: BVerwG, Urt. v. 15.12.1994, NVwZ-RR 1995 S. 587) und ein Fachausschuss, soweit ihm Aufgaben des Hauptausschusses übertragen sind (§ 76 Abs. 3). Der Bürgermeister in Mitgliedsgemeinden einer Samtgemeinde gilt auch dann als Organ, wenn ein Gemeindedirektor berufen worden ist (s. auch § 106 Rn 2). Zur Rechtsstellung der kommunalen Vertretungen als Verwaltungsorgane s. § 54 Rn 4.





§ 8Gleichstellungsbeauftragte



(1) 1Kommunen, die nicht Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden sind, haben eine Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen. 2Die Gleichstellungsbeauftragten der Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern, der Landkreise und der Region Hannover sind hauptberuflich mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit zu beschäftigen.



(2) 1Die Vertretung entscheidet über die Berufung und Abberufung der hauptberuflich beschäftigten Gleichstellungsbeauftragten; für die Abberufung ist die Mehrheit der Mitglieder der Vertretung erforderlich. 2Betreffen die in § 107 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 genannten Beschlüsse Beschäftigte, die das Amt der Gleichstellungsbeauftragten hauptberuflich innehaben oder hierfür vorgesehen sind, so ist ausschließlich die Vertretung zuständig. 3Der Hauptausschuss kann eine ständige Stellvertreterin der hauptberuflich beschäftigten Gleichstellungsbeauftragten bestellen; die Bestellung weiterer Stellvertreterinnen ist für abgegrenzte Aufgabenbereiche zulässig. 4Die Gleichstellungsbeauftragte soll vor der Bestellung gehört werden. 5Ist eine ständige Stellvertreterin nicht bestellt, so soll der Hauptausschuss eine andere Beschäftigte mit der Wahrnehmung der Geschäfte beauftragen, wenn die Gleichstellungsbeauftragte voraussichtlich länger als sechs Wochen an der Ausübung ihres Amtes gehindert ist; die Amtszeit der vorübergehenden Stellvertreterin endet zu dem Zeitpunkt, an dem die Gleichstellungsbeauftragte ihre Tätigkeit wieder aufnimmt.



(3) In Samtgemeinden und in Gemeinden, in denen die Gleichstellungsbeauftragte nicht hauptberuflich tätig ist, regelt die Vertretung durch Satzung die Berufung und Abberufung der Gleichstellungsbeauftragten sowie deren Stellvertretung; die Regelungen sollen dem Absatz 2 entsprechen.



(4) 1Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern erhalten jährlich vom Land einen finanziellen Ausgleich für die Beschäftigung hauptberuflicher Gleichstellungsbeauftragter in Höhe von insgesamt 1 620 140 Euro; abweichend von Halbsatz 1 beträgt im Jahr 2016 die Höhe des finanziellen Ausgleichs 270 023,33 Euro. 2Satz 1 gilt nicht für die kreisfreien Städte, die Landeshauptstadt Hannover, die Stadt Göttingen und große selbständige Städte. 3Der Betrag nach Satz 1 wird auf die Gemeinden und Samtgemeinden zu gleichen Teilen aufgeteilt; er wird zum 20. Juni eines jeden Jahres ausgezahlt. 4Die §§ 19 und 20 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 2 Sätze 1 und 2 des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich (NFAG) gelten entsprechend.




§§ 5a Abs. 1 bis 3 NGO, 4a Abs. 1, 2 NLO, 17 Abs. 1, 2 RegionsG 





Erläuterungen zu § 8


11. Die Pflicht zur Bestellung einer Gleichstellungsbeauftragten gilt für alle Kommunen, also Gemeinden, Samtgemeinden, Landkreise und die Region Hannover, mit Ausnahme der Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden. Sie wird als ebenso mit der Verfassung vereinbar anzusehen sein wie bei der Frauenbeauftragten (Nds. StGH, Urt. v. 13.3.1996, KommP N S. 152, s. auch zur schleswig-holst. Regelung BVerfG, Beschl. v. 26.10.1994, KommP N 1995 S. 64). Finanzielle Erwägungen im Hinblick auf die Personalkosten rechtfertigen nicht eine Befreiung (VG Lüneburg, Urt. v. 25.2.1997, KommP N S. 216). In den in Abs. 1 Satz 2 genannten Kommunen muss, in anderen Kommunen kann die Gleichstellungsbeauftragte hauptberuflich, kann aber auch nicht hauptberuflich beschäftigt werden. Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden sind zur Bestellung einer Gleichstellungsbeauftragten nicht verpflichtet. Die Gleichstellungsbeauftragte der Samtgemeinde hat keine Kompetenzen für die Mitgliedsgemeinden, wenn sie von diesen nicht jeweils zur eigenen Gleichstellungsbeauftragten bestellt worden ist (s. § 98 Rn 20).

2Die Funktion der Gleichstellungsbeauftragten kann nur einer Frau übertragen werden. Ob darin nicht anders als bei der Frauenbeauftragten (Nds. StGH, Urt. v. 13.3.1996 a. a. O.; BVerfG, Beschl. v. 26.10.1994 a. a. O.) im Hinblick auf die nicht mehr auf die spezifischen Belange von Frauen ausgerichtete Tätigkeit der Gleichstellungsbeauftragten (Abs. 2) ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 2 GG und NV und die kommunale Personalhoheit erblickt werden muss, kann zweifelhaft sein (offen gelassen vom BAG, Urt. v. 18.3.2010, R&R 4/2010 S. 1, das allein darauf abstellt, ob die in der Ausschreibung bezeichneten Anforderungen die Zurückweisung eines männlichen Bewerbers rechtfertigen). Als hauptberuflich ist, nunmehr gesetzlich klargestellt (Abs. 1 Satz 2), eine Beschäftigung gegen Dienstbezüge oder Arbeitsentgelt (Vergütung) anzusehen, die die Arbeitskraft der Beschäftigten mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit beansprucht (so schon zuvor Nds. StGH, Urt. v. 13.3.1996 a. a. O.). Der Schaffung einer neuen Stelle bedarf es nicht, vielmehr kann auch eine vorhandene oder für andere Aufgaben neu eingestellte Beschäftigte mit der Funktion der Gleichstellungsbeauftragten betraut werden (Nds. StGH, Urt. v. 13.3.1996 a. a. O.); die betreffende Beschäftigte kann also neben ihrer wenigstens mit 50 v. H. einer Vollzeitkraft wahrgenommenen Funktion als Gleichstellungsbeauftragte mit anderen Verwaltungsaufgaben betraut werden, bezüglich derer sie keine herausgehobene Stellung hat, also insbesondere dem Weisungsrecht ihres Vorgesetzten unterliegt. Die Erweiterung des Aufgabenbereichs einer Beschäftigten als bisher nicht hauptberufliche in eines als hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte ist Zuständigkeit des HVB (§ 85 Abs. 3 Satz 1). Kommunen, die die Gleichstellungsbeauftragte nicht hauptberuflich beschäftigen müssen, können einer Frau diese Funktion zur ehren- oder nebenamtlichen oder -beruflichen Wahrnehmung übertragen. In Betracht kommen weibliche Bedienstete sowohl der Kommune als auch einer anderen Körperschaft, z. B. im Rahmen kommunaler Zusammenarbeit mit dem Landkreis oder einer anderen Gemeinde, auch deren hauptberufliche und ehren- oder nebenamtliche oder -berufliche Gleichstellungsbeauftragte, wobei Voraussetzung ist, dass die ordnungsgemäße Wahrnehmung der Funktion gewährleistet ist. Auch eine Abgeordnete oder eine sonstige Frau, die nicht Einwohnerin oder Bürgerin der Kommune sein muss (s. § 38 Abs. 2 Satz 3), kann mit der ehrenamtlichen Wahrnehmung der Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten betraut werden; sie kann diese Aufgaben auch in mehreren Kommunen ehrenamtlich erfüllen.

3Die Vorschriften über die dienstrechtliche Rechtsstellung der Gleichstellungsbeauftragten (Abs. 2) gelten unmittelbar für alle hauptberuflichen Gleichstellungsbeauftragten, unabhängig davon, ob zur hauptberuflichen Beschäftigung eine Verpflichtung der Kommune besteht oder nicht. Kommunen, die die Gleichstellungsbeauftragte nicht hauptberuflich beschäftigen, haben deren Rechtsstellung durch Satzung zu regeln und sollen sich dabei in der Regel an den Vorschriften für die hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte orientieren (Abs. 3 Halbsatz 2); regelmäßig genügt es, in der Satzung die entsprechende Anwendung des Abs. 2 Satz 1 und Sätze 3 bis 5 zu normieren. In begründeten Ausnahmefällen, die in der Praxis jedoch selten vorkommen werden, kann davon abgewichen werden, allerdings ermächtigt Abs. 3 nicht dazu, eine ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte nur für eine bestimmte Dauer, z. B. die Wahlperiode, zu berufen (VG Hannover, Urt. v. 29.9.2000, VwRR N 2001, S. 29). Besondere Umstände müssten auch für die Festlegung einer anderen als der einfachen Mehrheit für die Berufung und einer absoluten für die Abberufung geltend gemacht werden. In der Satzung kann auch die Entschädigung der Gleichstellungsbeauftragten geregelt werden, die ihre Rechtsgrundlage in § 44 hat; die Regelung kann aber auch in der Entschädigungssatzung getroffen werden.

42. Die Vertretung ist ausschließlich zuständig, die Gleichstellungsbeauftragte in ihr Amt zu berufen, wobei es bei hauptberuflicher Beschäftigung um das Amt im funktionellen Sinne geht (Nds. StGH, Urt. v. 13.3.1996 a. a. O.). Für die Berufung als solche, die von der Einstellung nach § 107 Abs. 4 zu unterscheiden ist, ist das Einvernehmen des HVB anders als für die personalrechtlichen Entscheidungen nach § 107 Abs. 4 (s. unten) nicht vorgesehen. Die Berufung auf eine bestimmte Zeit ist gesetzlich nicht vorgesehen und stände auch nicht im Einklang mit der ausdrücklichen Regelung des Abs. 2 Satz 1 über die Abberufung und mit der Verpflichtung des Abs. 3, in der Satzung die Abberufung zu regeln. Für die Abberufung der hauptberuflichen Gleichstellungsbeauftragten, die keiner weiteren materiellen Voraussetzungen bedarf, genügt ein mit absoluter Mehrheit gefasster Beschluss. Die Abberufung der hauptberuflichen Gleichstellungsbeauftragten aus der Funktion lässt ihr Dienstverhältnis zur Kommune im Übrigen unberührt. Gegen die Abberufung kann die beamtete Gleichstellungsbeauftragte in gleicher Weise klagen wie der allgemeine Stellvertreter, dem diese Funktion durch Beschluss übertragen worden ist (s. § 81 Rn 6). Die Ausgestaltung der Funktion der Gleichstellungsbeauftragten macht erkennbar, dass an ihre Wahrnehmung durch nur eine einzige Person gedacht ist.

5Zur hauptberuflichen Gleichstellungsbeauftragten kann eine Beamtin oder sonstige Beschäftigte der Kommune berufen werden. Für die personalrechtlichen Entscheidungen der Gleichstellungsbeauftragten und einer Kandidatin für diese Funktion nach § 107 Abs. 4 ist ausschließlich die Vertretung zuständig; die Delegation auf den Hauptausschuss oder den HVB ist ausgeschlossen; die Maßnahmen sind an das Einvernehmen des HVB gebunden (§ 107 Abs. 4), und zwar auch dann, wenn die Berufung, die als solche des Einvernehmens nicht bedarf, und die Einstellung zusammenfallen. Die Ausweitung des Beschäftigungsvolumens einer teilzeitbeschäftigten hauptberuflichen Gleichstellungsbeauftragten durch Übertragung weiterer Aufgaben als Gleichstellungsbeauftragte oder zusätzlicher anderweitiger Aufgaben, ist keine Angelegenheit nach § 107 Abs. 4; für sie ist deshalb der HVB (§ 9 Abs. 3 Satz 1, § 85 Abs. 3) zuständig. Ist die Gleichstellungsbeauftragte Beamtin, endet ihre Funktion mit der Beendigung des Beamtenverhältnisses (§ 21 BeamtStG, § 30 f. NBG), ohne dass es eines zusätzlichen Beschlusses der Vertretung bedarf. Eine Gleichstellungsbeauftragte im Arbeitsverhältnis unterliegt nicht dem Schutz der §§ 15, 16 KSchG. Zur personalvertretungsrechtlichen Mitbestimmung bei Maßnahmen für hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte und zu ihrer Wählbarkeit für den Personalrat s. § 107 NPersVG.

6Für den Fall einer außerordentlichen Kündigung gilt § 89. Zur Vergütung der Gleichstellungsbeauftragten s. zur vergleichbaren Vergütung der Frauenbeauftragten im Angestelltenverhältnis BAG, Urt. v. 20.3.1991, ZTR 1991 S. 376; v. 20.9.1995, ZTR 1996 S. 171 sowie RdSchr. des KAV A19/96 v. 1.7.1996 und Antwort der Landesregierung v. 30.11.1994 auf eine Große Anfrage zu den kommunalen Frauenbeauftragten (Drs. 13/634).

73. Die Stellvertretungsregelung (Abs. 2 Sätze 3 bis 5) gilt für hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte und soll durch Satzung für die nicht hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte ebenso getroffen werden. Der Hauptausschuss kann eine ständige Stellvertreterin berufen und soll eine Stellvertreterin bestellen, wenn eine ständige Stellvertretung nicht besteht und die Gleichstellungsbeauftragte ­voraussichtlich länger als sechs Wochen verhindert ist. In beiden Fällen ist das Einvernehmen des HVB nicht erforderlich. Die Berufung einer ständigen Stellvertreterin soll gewährleisten, dass im Falle jeder Verhinderung der Gleichstellungsbeauftragten, insbesondere einer kürzeren als sechs Wochen, deren Aufgaben erfüllt werden. Es handelt sich also nur um eine Verhinderungsvertretung (so auch der Schriftliche Bericht, Drs. 14/2439 S. 1) und der Begriff „ständig“ bedeutet allein, dass nicht bei jeder Verhinderung der Gleichstellungsbeauftragten eine Stellvertreterin neu bestellt werden muss. Zur Entlastung der Gleichstellungsbeauftragten (Drs. 17/5423 S. 52) kann der Hauptausschuss weitere Stellvertreterinnen berufen, die das für abgegrenzte Aufgabenbereiche sein müssen, wobei die Abgrenzung nach sachlichen (z. B. Personal- sowie Kinder- und Jugend- oder Bauangelegenheiten, Angelegenheiten des beamteten und des anderen Personals) oder räumlichen (z. B. Stadt- oder Ortsteile) Kriterien erfolgen kann. Es ist nicht vorgeschrieben, in welchem Rechtsverhältnis die ständige Stellvertreterin und weitere Stellvertreterinnen beschäftigt werden, ob haupt- oder nicht hauptamtlich, ob neben- oder ehrenamtlich. Vor ihrer Bestellung soll die Gleichstellungsbeauftragte gehört werden. Darauf kann also nur bei Vorliegen besonderer Umstände verzichtet werden; zur Geltendmachung der Verletzung ihres Anhörungsrechts in einer kommunalverfassungsrechtlichen Streitigkeit s. § 9 Rn 9. Diese Regelung verdrängt das Beteiligungsrecht nach § 9 Abs. 5. Die Bestellung erfolgt durch Beschluss mit einfacher Mehrheit; auch ohne dass das ausdrücklich bestimmt ist, kann der Hauptausschuss Stellvertreterinnen durch einen entsprechenden Beschluss wieder abberufen; nach allgemeinen Grundsätzen darf die Abberufung nicht willkürlich erfolgen, es genügt aber wie beim allgemeinen Stellvertreter des HVB der Verlust des Vertrauensverhältnisses auf Seiten der Vertretung oder des Hauptausschusses.

8Für eine Verhinderung von voraussichtlich mehr als sechs Wochen, zu der auch die Zeit nach dem Ausscheiden der bisherigen bis zur Berufung einer neuen Beauftragten zählt, soll eine andere Beschäftigte der Kommune mit der Wahrnehmung der Geschäfte beauftragt werden. Ob die Verhinderung voraussichtlich länger als sechs Wochen andauert, ergibt sich bei einer Beurlaubung aus deren Grund (z. B. Erziehungsurlaub gem. § 62 NBG, oder Sonderurlaub nach der SonderurlaubsVO), bei einer Krankheit aus dem ärztlichen Attest. Die Soll-Bestimmung bedeutet, dass von ihr nur in besonders begründeten Fällen abgewichen werden darf; denkbar ist eigentlich nur der Fall, dass sich eine Stellvertreterin nicht finden lässt. Zuständig für die Beauftragung ist der Hauptausschuss; § 58 Abs. 3 gilt hier wegen der speziellen Zuständigkeitsbestimmung nicht. Ein Anhörungsrecht der Gleichstellungsbeauftragten ist für diesen Fall der Stellvertretung nicht vorgesehen; es könnte dieses auch im Falle einer überraschenden Verhinderung, z. B. infolge Erkrankung, oftmals nicht wahrgenommen werden. In allen Fällen der Stellvertretung hat die Stellvertreterin alle Rechte und Pflichten der Gleichstellungsbeauftragten nach § 9 Abs. 4 bis 7, auch in Fällen der Berufung von Stellvertreterinnen für abgegrenzte Aufgabenbereiche, weil anderenfalls der Zweck der Berufung, die Entlastung der Gleichstellungsbeauftragten, nicht erreicht werden könnte; sie ist bei der rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben nur der Vertretung gegenüber verantwortlich und an Weisungen auch des Hauptausschusses, der sie berufen hat, nicht gebunden.

94. Zur Berechnung der Höhe des Ausgleichs im Rahmen der Konnexität (Abs. 4) s. die amtliche Begründung, Drs. 17/5423, S. 29 f.





§ 9Verwirklichung der Gleichberechtigung



(1) 1Die Absätze 2 bis 6 gelten für hauptberuflich beschäftigte Gleichstellungsbeauftragte. 2Ist die Gleichstellungsbeauftragte nicht hauptberuflich tätig, so regelt die Vertretung die Aufgaben, Befugnisse und Beteiligungsrechte der Gleichstellungsbeauftragten durch Satzung. 3Die Regelungen sollen den Absätzen 2 bis 6 entsprechen.



(2) 1Die Gleichstellungsbeauftragte soll dazu beitragen, die Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu verwirklichen. 2Sie wirkt nach Maßgabe der Absätze 4 und 5 an allen Vorhaben, Entscheidungen, Programmen und Maßnahmen mit, die Auswirkungen auf die Gleichberechtigung der Geschlechter und die Anerkennung der gleichwertigen Stellung von Frauen und Männern in der Gesellschaft haben. 3Die Gleichstellungsbeauftragte kann zur Verwirklichung der in Satz 1 genannten Zielsetzung Vorhaben und Maßnahmen anregen, die Folgendes betreffen:


1.  die Arbeitsbedingungen in der Verwaltung,

2.  personelle, wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten des öffentlichen Dienstes der Kommune oder

3.  bei Gemeinden und Samtgemeinden Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft, bei Landkreisen und der Region Hannover Angelegenheiten im gesetzlichen Aufgabenbereich.


4Die Vertretung kann der Gleichstellungsbeauftragten weitere Aufgaben zur Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern übertragen. 5Die Gleichstellungsbeauftragte kann der Vertretung hierfür Vorschläge unterbreiten.



(3) 1Die Gleichstellungsbeauftragte ist unmittelbar der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten unterstellt. 2Bei der rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie nicht weisungsgebunden.



(4) 1Die Gleichstellungsbeauftragte kann an allen Sitzungen der Vertretung, des Hauptausschusses, der Ausschüsse der Vertretung, der Ausschüsse nach § 73, der Stadtbezirksräte und der Ortsräte teilnehmen. 2Sie ist auf ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu hören. 3Die Gleichstellungsbeauftragte kann verlangen, dass ein bestimmter Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung der Sitzung der Vertretung, des Hauptausschusses, eines Ausschusses der Vertretung, des Stadtbezirksrates oder des Ortsrates gesetzt wird. 4Widerspricht sie in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich berühren, einem Beschlussvorschlag des Hauptausschusses, so hat die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte die Vertretung zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentlichen Gründe hinzuweisen. 5Satz 4 ist auf Beschlussvorschläge, die an den Hauptausschuss, den Jugendhilfeausschuss, die Stadtbezirksräte und die Ortsräte gerichtet sind, entsprechend anzuwenden. 6Die Gleichstellungsbeauftragte ist auf Verlangen der Vertretung verpflichtet, Auskunft über ihre Tätigkeit zu geben; dies gilt nicht für Angelegenheiten, die der Geheimhaltung nach § 6 Abs. 3 Satz 1 unterliegen.



(5) 1Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte hat die Gleichstellungsbeauftragte in allen Angelegenheiten, die den Aufgabenbereich der Gleichstellungsbeauftragten berühren, rechtzeitig zu beteiligen und ihr die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 2Dies gilt insbesondere in Personalangelegenheiten. 3Die Gleichstellungsbeauftragte ist in dem für die sachgerechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfang berechtigt, die Akten der Kommunalverwaltung einzusehen. 4Personalakten darf sie nur mit Zustimmung der betroffenen Beschäftigten einsehen.



(6) Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs informieren.



(7) 1Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte berichtet der Vertretung gemeinsam mit der Gleichstellungsbeauftragten über die Maßnahmen, die die Kommune zur Umsetzung des Verfassungsauftrags aus Artikel 3 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung, die Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu verwirklichen, durchgeführt hat, und über deren Auswirkungen. 2Der Bericht ist der Vertretung jeweils nach drei Jahren, beginnend mit dem Jahr 2004, zur Beratung vorzulegen.




§§ 5a Abs. 2 bis 7, 4a Abs. 3 bis 8, 17 Abs. 3 bis 8 RegionsG





Erläuterungen zu § 9


11. Die Regelungen über die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten und die Mittel und Instrumente ihrer Wahrnehmung gelten unmittelbar nur für die hauptberufliche Gleichstellungsbeauftragte unabhängig davon, ob die Kommune zu dieser Bestellung nach § 8 Abs. 1 Satz 2 verpflichtet ist oder nicht. Für die nicht hauptberufliche hat die Vertretung dies durch Satzung zu regeln, wobei die Regelungen denen für die hauptberufliche entsprechen sollen. Es reicht also aus, in der Satzung zu bestimmen, dass die Abs. 2 bis 6 entsprechend gelten. Allerdings können insbesondere bei ehrenamtlicher Wahrnehmung der Funktion Modifikationen in Betracht kommen, etwa in der Weise, dass die Gleichstellungsbeauftragte auf die Teilnahme an den Sitzungen der Ausschüsse verzichtet und es die Verwaltung übernimmt, ihre etwaige Stellungnahme zu einem Tagesordnungspunkt vorzutragen. Es empfehlen sich diesbezügliche Absprachen mit der Gleichstellungsbeauftragten auch in den anderen Bereichen der Abs. 2 bis 7, die den konkreten Verhältnissen in der Kommune gerecht werden

22. Der Aufgabenbereich der Gleichstellungsbeauftragten bezieht sich nach dem Gesetzeswortlaut wieder allein auf die Gleichberechtigung von Frauen und Männern, nicht mehr auch auf die bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie (Abs. 2 Satz 3), soll (s. amtliche Begründung, Drs. 17/5423 S. 31) diesen aber mit umfassen und erstreckt sich auf alle Angelegenheiten der Kommune im eigenen und im übertragenen Wirkungskreis; er wird dadurch zugleich begrenzt. Ihre Zuständigkeit erstreckt sich auch auf die Regie- und Eigenbetriebe, für die also keine eigene Gleichstellungsbeauftragte zu berufen ist. Ihre Mitwirkung an allen Vorhaben, Entscheidungen, Programmen und Maßnahmen mit Auswirkungen auf die Gleichberechtigung bedeutet nach inzwischen allgemeiner Meinung ihre Mitwirkungspflicht, hinsichtlich derer ihr für das „Ob“ der Mitwirkung kein Ermessen zusteht, ihr also eine Prüfungspflicht der Verträglichkeit mit der Gleichberechtigung obliegt, und sie nur frei ist zu entscheiden, welche weiteren Schritte sie unternimmt (so für Personalmaßnahmen Nds.OVG, Beschl. v. 17.8.2015, R&R 6/ 2015 S. 1). Die Gleichstellungsbeauftragte ist nicht darauf beschränkt, bei den von der Kommune wahrgenommenen Aufgaben die Gewährleistung des Grundsatzes der Gleichberechtigung zu kontrollieren, sondern kann bei diesen und bei Angelegenheiten der örtlichen und überörtlichen Gemeinschaft, die von der Kommune bisher nicht wahrgenommen wurden, auch initiativ werden, weil Art. 3 GG und NV nicht nur ein Diskriminierungsverbot enthalten, sondern auch auf die künftige Durchsetzung der Gleichberechtigung abzielt (BVerfG. Urt. v. 28.1.1992, NJW 1992 S. 964). Bei Aufgaben, die die Kommune bisher nicht wahrnimmt, ist allerdings darauf Bedacht zu nehmen, dass für die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine gesetzliche Verpflichtung besteht, die Vertretung ausschließlich zuständig ist (§ 58 Abs. 1 Nr. 19), so dass sie zunächst beschlossen haben muss, bevor die Gleichstellungsbeauftragte Aktivitäten in dieser Aufgabe entfalten kann (z. B. Schuldnerberatung, Hilfe bei Existenzgründungen, Präventionsmaßnahmen in den Bereichen Drogen, Jugendkriminalität oder sexueller Missbrauch von Kindern und Jugendlichen, Auflegung eines Hilfs- oder Förderprogramms, Durchführung von Betreuungsmaßnahmen); eine einfache Beratung (z. B. einer hilfesuchenden Frau) fällt jedoch nicht unter den Vorbehalt eines vorherigen Beschlusses der Vertretung, wohl aber im Zusammenhang damit der Einforderung von Maßnahmen der Gleichberechtigung in privaten oder öffentlich-rechtlichen Betrieben oder Unternehmen, sofern das überhaupt eine Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft ist.

3Für die Aufgabenstellung der Frauenbeauftragten hat der Nds. StGH (Urt. v. 13.3.1996 a. a. O.) klargestellt, dass sie keine Organstellung hat, weil sie keine Entscheidungsgewalt besitzt, sondern sich ihre Kompetenzen auf die Informationsmöglichkeiten und Thematisierungschancen, auf Beteiligungs-, Mitwirkungs- und Anregungsrechte sowie auf eine Widerspruchsbefugnis beschränken; für die Gleichstellungsbeauftragte kann nichts anderes gelten. Bei der Übertragung weiterer Aufgaben im Rahmen des Abs. 2 Satz 4 ist deshalb zu bedenken, dass die Gleichstellungsbeauftragte nicht Kommunalorgan ist und sie dazu auch nicht durch Maßnahmen der Vertretung gemacht werden kann, indem ihr Entscheidungskompetenzen in Angelegenheiten der Kommune eingeräumt werden. Bei den weiteren Aufgaben, die ihr übertragen werden (Abs. 2 Satz 4), kann es sich also im Wesentlichen nur um solche zum Verfahren handeln, in dem die Gleichstellungsbeauftragte zur Verwirklichung der Gleichberechtigung beiträgt (z. B. Entwicklung von Förderplänen, Einrichtung Runder Tische, Durchführung von Sprechstunden). Die Gleichstellungsbeauftragten kann dafür Vorschläge unterbreiten (Abs. 2 Satz 5).

4Alle Aktivitäten der Gleichstellungsbeauftragten im Rahmen des Abs. 2 sind zulässig, wenn sie dem Ziel verpflichtet sind, zur Verwirklichung der Gleichberechtigung beizutragen. In diesem Rahmen ist ihr auch gestattet, an Besprechungen der Gleichstellungsbeauftragten auf Kreis-, Bezirks- und Landesebene teilzunehmen, so wie das in anderen Bereichen der Kommunalverwaltung auch geübt wird.

53. Die Gleichstellungsbeauftragte ist unmittelbar dem HVB unterstellt, hat also direkten Zugang zu ihm. Er ist ihr Dienstvorgesetzter, soweit nicht für die personalrechtlichen Entscheidungen die Vertretung zuständig ist, gewährt also Urlaub, genehmigt Dienstreisen und trifft vergleichbare Entscheidungen in persönlichen Angelegenheiten der Gleichstellungsbeauftragten.

6Bei der rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben ist die Gleichstellungsbeauftragte weisungsfrei, d. h. sie hat insoweit keinen Vorgesetzten. Die Weisungsfreiheit besteht nicht bei nichtrechtmäßiger Aufgabenerfüllung; die Kontrolle darüber obliegt dem HVB. Im Rahmen rechtmäßiger Aufgabenerfüllung ist die Gleichstellungsbeauftragte allein der Vertretung verantwortlich und deshalb verpflichtet, ihr auf Verlangen Auskunft über ihre Tätigkeit zu geben (Abs. 4 Satz 6); einziges Sanktionsmittel ist die Abberufung.

74. Abs. 4 verleiht der Gleichstellungsbeauftragten weitgehende Beteiligungs- und Mitwirkungsrechte und -pflichten (Nds. OVG, Beschl. v. 17.8.2015 a. a. O.) im Zusammenhang mit den Tätigkeiten der kommunalen Gremien und der Verwaltung; die Rechte stehen nur ihr persönlich, ihrer Stellvertreterin im Falle ihrer Verhinderung und den zu ihrer Entlastung bestellten Vertreterinnen in deren jeweiligen Aufgabenbereichen zu, nicht auch anderen Mitarbeitern. Sie kann aufgrund eigener Entscheidung an allen Sitzungen, auch nichtöffentlichen, teilnehmen (Abs. 4 Satz 1), und zwar unabhängig davon, ob Beratungsgegenstände ihren Aufgabenbereich betreffen, und kann verlangen, zu jedem Beratungsgegenstand gehört zu werden (Abs. 4 Satz 2). Wie einem Mitglied der Vertretung (§ 56) steht ihr ein nicht einschränkbares Antragsrecht in Bezug auf die Tagesordnung zu (Abs. 4 Satz 3), jedoch hat auch sie keinen Anspruch darauf, dass das betreffende Gremium sich mit dem Tagesordnungspunkt sachlich befasst und eine Sachentscheidung trifft (s. § 59 Rn 23). Ihr Antragsrecht kann denselben Geschäftsordnungsregeln unterworfen werden wie das der Mitglieder der Vertretung. Ihr Widerspruchsrecht (Abs. 4 Sätze 4, 5) setzt voraus, dass ihr alle Vorlagen, durch die Beschlüsse der Vertretung, des Hauptausschusses, des Jugendhilfeausschusses, eines Stadtbezirks- oder Ortsrats vorbereitet werden, rechtzeitig zugeleitet werden. Die Pflicht des HVB, auf den Widerspruch der Gleichstellungsbeauftragten und dessen wesentliche Gründe hinzuweisen, trifft diesen als Organ; sie kann also auch von dem Sitzungsvertreter der Verwaltung erfüllt werden; der HVB kann es auch der Gleichstellungsbeauftragten selbst überlassen, ihren Widerspruch darzustellen und zu begründen. Die gesetzliche Regelung soll lediglich gewährleisten, dass das beschließende Gremium auch dann von dem Widerspruch Kenntnis erhält, wenn die Gleichstellungsbeauftragte, die die Beteiligungsrechte nur höchstpersönlich wahrnehmen kann, an der Sitzung nicht teilnimmt.

8Die Gleichstellungsbeauftragte ist rechtzeitig an allen Angelegenheiten, die ihre Aufgaben berühren, zur Verwirklichung der Gleichberechtigung beizutragen, zu beteiligen (Abs. 5 Satz 1), d. h. in einem Stadium, in dem sie auf die Behandlung der Angelegenheit Einfluss nehmen kann. Als Formen der Beteiligung kommen z. B. in Betracht die Teilnahme an verwaltungsinternen Amtsleitungs- oder Dezernatsbesprechungen, Mitzeichnungsbefugnisse; die Regelung durch Dienstanweisung ist zulässig. Außerdem sind der Gleichstellungsbeauftragten die für ihre Aufgabenwahrnehmung erforderlichen Auskünfte zu erteilen (Abs. 5 Satz 1). Die Beteiligungs- und Auskunftsrechte bestehen insbesondere in Personalangelegenheiten (Abs. 5 Satz 2). Hier ist die Gleichstellungsbeauftragte z. B. an der Formulierung von Stellenausschreibungen und an Vorstellungsgesprächen zu beteiligen und ihr sind Bewerbungsunterlagen zugänglich zu machen. Sie hat ein umfassendes Akteneinsichtsrecht (Abs. 5 Satz 3). Die Einsichtnahme in Personalakten ist ihr jedoch nur mit Zustimmung des betroffenen Bediensteten gestattet (Abs. 5 Satz 4). In diesem Bereich kann es zu Überschneidungen mit Aufgaben des Personalrates kommen; im Konfliktfall haben die Vorschriften des NPersVG Vorrang. Wenn der Personalrat das ablehnt, kann die Gleichstellungsbeauftragte nach allgemeiner Meinung an gemeinsamen Besprechungen von Dienststelle und Personalrat i. S. des § 62 NPersVG nicht teilnehmen (offen gelassen vom BVerwG, Urt. v. 5.8.1983, PersV 1984 S. 71); zu anderen Gesprächen kann der HVB sie hinzuziehen.

9Das Gesetz verpflichtet nicht zur Anhörung der Gleichstellungsbeauftragten, sondern gibt ihr nur das Recht, sich in Sitzungen zu Wort zu melden, so dass schon deshalb eine unterbliebene Anhörung auf die Wirksamkeit von Beschlüssen keine Auswirkungen hat; dasselbe gilt für die Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten nach Abs. 5 bezüglich der Wirksamkeit getroffener Entscheidungen, weil eine dem § 63 NPersVG entsprechende Regelung nicht besteht. Der Gleichstellungsbeauftragten wie einem Organ die Geltendmachung der Verletzung ihrer Anhörungs- und Beteiligungsrechte im Wege einer kommunalverfassungsrechtlichen Streitigkeit zu ermöglichen (so VG Frankfurt/Main, Urt. v. 11.1.1999, DVBl. S. 941 Ls.; offenbar ebenso BVerwG, Urt. v. 8.4.2010, DÖD S. 233; s. auch Nds. OVG, Urt. v. 15.2.2011, R&R 2/2011 S. 1, für das Klagerecht des Kreiselternrats bei der Besetzung des Schulausschusses), ist wegen ihrer fehlenden Organstellung (s. oben Rn 3) problematisch; die Weisungsunabhängigkeit ist dafür keine ausreichende Grundlage, weil sonst auch das Rechnungsprüfungsamt (§ 154 Abs. 1 Satz 3) und die Beamten auf Zeit, soweit sie im Rahmen des § 67 Abs. 1 nicht dem Weisungsrecht des HVB unterliegen, diese Klagemöglichkeit beanspruchen könnten. Auf jeden Fall gewährleistet den Rechtsschutz der Gleichstellungsbeauftragten insoweit die Kommunalaufsicht.

105. Auch im Rahmen ihres Rechts, die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches zu unterrichten (Abs. 6), ist die Gleichstellungsbeauftragte weisungsfrei. Die Unterrichtung kann mündlich, z. B. durch Pressekonferenzen, oder schriftlich, z. B. durch die Herausgabe eines Informationsblattes, vorgenommen werden. Diese Öffentlichkeitsarbeit verlangt, dass entsprechende Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt werden.

116. Für die organisatorische Stellung der Gleichstellungsbeauftragten ist von Bedeutung, dass sie weder Organ noch Behörde ist. Im Schriftverkehr muss sie deshalb den Briefkopf der Behörde verwenden, der regelmäßig den Namen der Kommune und darunter die Bezeichnung des jeweiligen HVB (§ 7 Abs. 2) enthält. Der Zusatz mit ihrer Funktionsbezeichnung „Die Gleichstellungsbeauftragte“ ist zulässig. Sie zeichnet grundsätzlich „Im Auftrage“, jedoch kann auf diesen Zusatz in der Schlusszeichnung verzichtet werden, wenn im Briefkopf oder unter der Unterschrift der Hinweis auf die Gleichstellungsbeauftragte als Verfasserin erfolgt. Die insoweit maßgeblichen Regelungen können durch Geschäftsanweisung vom HVB getroffen werden (§ 85 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1). Im Behördenschriftverkehr hat die Gleichstellungsbeauftragte als Teil der Kommunalverwaltung den Dienstweg einzuhalten.

127. HVB und Gleichstellungsbeauftragte haben gemeinsam alle drei Jahre, beginnend mit dem Jahr 2004, zur Beratung in der Vertretung Bericht zu erstatten über die Maßnahmen, die zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichberechtigung durchgeführt worden sind, sowie über deren Auswirkungen (Abs. 7). Sinnvollerweise wird der Bericht von der Gleichstellungsbeauftragten entworfen und von der Verwaltung gegebenenfalls ergänzt. Da die Vertretung über ihn beraten soll, ist er schriftlich vorzulegen, unterschrieben von der Gleichstellungsbeauftragten und dem HVB.





§ 10Satzungen



(1) Die Kommunen können ihre eigenen Angelegenheiten durch Satzung regeln.



(2) 1Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in diesem Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande gekommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Verkündung der Satzung gegenüber der Kommune geltend gemacht worden ist. 2Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt, zu bezeichnen. 3Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Genehmigung oder die Verkündung der Satzung verletzt worden sind.



(3) Satzungen treten, wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist, am 14. Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie verkündet werden.



(4) Jede Person hat das Recht, Satzungen einschließlich aller Anlagen und Pläne innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung einzusehen und sich gegen Erstattung der dadurch entstehenden Kosten Kopien geben zu lassen.



(5) 1Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem Gebot oder Verbot einer Satzung zuwiderhandelt, soweit die Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 2Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Euro geahndet werden. 3Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) ist die Kommune.



(6) Für Verordnungen der Kommune gelten die Absätze 2 bis 4, für den Flächennutzungsplan die Absätze 2 und 4 entsprechend.




§§ 6 NGO, 7 NLO, 18 RegionsG





Erläuterungen zu § 10


11. Satzungen sind Rechtsvorschriften, die von einer dem Staat eingeordneten juristischen Person des öffentlichen Rechts im Rahmen der ihr gesetzlich verliehenen Autonomie mit Wirksamkeit für die ihr angehörigen und unterworfenen Personen erlassen werden (BVerfG, Beschl. v. 9.5.1972, NJW 1972 S. 1504). Als Satzungen werden die Bebauungspläne der Gemeinden beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB), nicht dagegen der Flächennutzungsplan.

2Satzungen sind objektives Recht, Gesetze im materiellen Sinne und binden innerhalb ihres Geltungsbereichs jedermann, auch die Kommune selbst, deren Verwaltung also keine Inzident-Verwerfungskompetenz hat (OVG Saarlouis, Urt. v. 20.2.1989, NVwZ 1990 S. 172; für baurechtliche Satzungen: BVerwG, Urt. v. 21.11.1986, BVerwGE 75 S. 142). Verstöße dagegen können kommunalaufsichtlich aufgegriffen werden mit dem Ziel, ggf. die Änderung oder Aufhebung der Satzung herbeizuführen.

3Satzungen stehen im Range unter dem Landesgesetz. Gem. § 7 AG VwGO entscheidet das OVG auf Antrag über die Gültigkeit von Satzungen (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO); für Satzungen nach dem BauGB gilt das unmittelbar gem. § 47 Abs. 1 Nr. 1 VwGO.

4Satzungen im eigenen Wirkungskreis brauchen als Rechtsgrundlage nur die allgemeine Ermächtigungsnorm des § 10 anzugeben, sind also nicht an das strenge Zitiergebot des Art. 80 GG gebunden (BVerfG, Beschl. v. 2.5.1961, BVerfGE 12 S. 319). Satzungen im übertragenen Wirkungskreis (z. B. § 97 NBauO) müssen dagegen die besondere gesetzliche Ermächtigung angeben.

5Satzungen können nur durch Satzung geändert oder aufgehoben werden.

62. Anknüpfend an die „Heilung“ von Rechtsverletzungen beim Erlass von Satzungen nach dem BauGB (§§ 214, 215) bestimmt Abs. 2, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des NKomVG und rechtlicher Bestimmungen, die aufgrund des NKomVG erlassen worden sind, beim Zustandekommen von Satzungen unbeachtlich ist, wenn der Mangel nicht innerhalb eines Jahres schriftlich geltend gemacht worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt, zu bezeichnen. Geltend gemacht ist der Mangel, wenn entweder der HVB gegen den Satzungsbeschluss Maßnahmen nach § 88 ergriffen, die Aufsichtsbehörde ihn gem. § 173 beanstandet oder ein Dritter ihn gerügt hat. Erforderlich ist, dass der Kommune die Rüge innerhalb eines Jahres seit Verkündung der Satzung (vgl. § 11 Rn 6 bis 8) schriftlich zugegangen ist. Für die Berechnung der Ausschlussfrist, für deren Versäumung eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht möglich ist, gelten die §§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2 BGB. Der Mangel kann auch im Rahmen eines anderweitigen Verfahrens (z. B. eines Rechtsbehelfsverfahrens), an dem die Kommune beteiligt ist, schriftsätzlich geltend gemacht werden.









7Als Verletzungen von Verfahrens- oder Formvorschriften, die geheilt werden können, kommen insbesondere Verstöße gegen die Bestimmungen über das Mitwirkungsverbot (§ 41), die Einberufung (vgl. § 59 Rn 1 bis 6), die ortsübliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Vertretung (vgl. § 59 Rn 26), die Öffentlichkeit der Sitzungen (vgl. § 64 Rn 1, 2), die Beschlussfähigkeit der Vertretung (vgl. § 65 Rn 1, 2), die notwendige qualifizierte oder einfache Mehrheit bei Abstimmungen (§ 66; ebenso VG Göttingen, Urt. v. 21.3.2007, R&R 3/2007 S. 3), die Anhörung der Stadtbezirks-, Ortsräte (vgl. § 94 Rn 8) oder die Unterzeichnung der Satzung (soweit sie nicht gänzlich fehlt) in Betracht.

8Nicht heilbar sind Verletzungen der Vorschriften über die Genehmigung und die Verkündung der Satzung (Abs. 2 Satz 3).Zur Verkündung gehört nicht die Ausfertigung, die einen eigenständigen Verfahrensbestandteil darstellt (VG Lüneburg, Urt. v. 7.11.2007, R&R 1/2008 S. 11) und wie der Satzungsbeschluss nur Grundlage und Voraussetzung für die Verkündung ist; die Rechtssprechung des Nds. OVG (Urt. v. 8.9.2010, DVBl. S. 1381=R&R 6/2010 S. 10), das in der Ausfertigung den Anstoß des HVB zur Verkündung sieht, ohne den diese unwirksam ist, ist nach Änderung des § 11 Abs. 1 Satz 1 überholt (s.  § 11 Rn 8). Zweifel daran, ob ihr Fehlen und ihre Mängel geheilt werden können bestehen dann, wenn man die Ausfertigung nicht als kommunalrechtliches, sondern verfassungsrechtliches Gebot ansieht. Verstöße gegen vorgeschriebene ortsübliche Bekanntmachungen im Rahmen des Verfahrens vor Erlass der Satzung sind dagegen heilbar (s. oben); dabei ist zu beachten, dass Verstöße gegen solche Bekanntmachungspflichten aufgrund des BauGB (vgl. §§ 2 Abs. 1 Satz 2, 3 Abs. 2) nur gem. § 214 BauGB geheilt werden können, wenn die Bekanntmachung überhaupt unterlassen worden ist. Ist unter Verletzung der ortsrechtlich bestimmten Art und Weise der Ortsüblichkeit bekanntgemacht worden, regelt sich die Heilung nach Absatz 2.

9Ob ein Verstoß gegen die Vorbereitungspflicht des Hauptausschusses (§ 76 Abs. 1) geheilt werden kann, könnte wegen deren Stringenz (vgl. § 76 Rn 2) zweifelhaft sein; es handelt sich allerdings um eine Verfahrensvorschrift i. S. d. Abs. 2. Dagegen ist die unterlassene Vorbereitung durch Fachausschüsse ohne Bedeutung für die Wirksamkeit der Satzung (vgl. § 71 Rn 4).

10An die Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der den Mangel ergebenden Tatsache dürfen keine zu hohen Anforderungen gestellt werden. Die genaue Beschreibung des Sachverhalts (z. B. ein bestimmter Beschluss der Vertretung sei in nichtöffentlicher statt in öffentlicher Sitzung gefasst worden oder an der Beratung und Entscheidung in einer bestimmten Angelegenheit habe ein befangener Abgeordneter, auf dessen Stimme es bei der Entscheidung angekommen sei, mitgewirkt) reicht aus.

11Das Recht, die Verletzung einer Verfahrens- oder Formvorschrift geltend zu machen, steht jedermann zu, ohne dass es dazu einer besonderen Befugnis, z. B. einer Beschwer, bedürfte, weil anderenfalls das Rügerecht leerliefe, was mit dem Ausnahmecharakter der Vorschrift nicht vereinbar wäre. Soweit der HVB oder die Aufsichtsbehörde den Mangel durch Einspruch oder Beanstandung geltend machen, richtet sich das weitere Verfahren nach den insoweit dafür vorgesehenen Vorschriften (§§ 88, 173). Hält die Kommune die Rüge eines Dritten für unbegründet, so teilt sie ihm das formlos mit; diese Mitteilung ist kein Verwaltungsakt. Die Rüge erhält jedoch für jedermann das Recht, sich auch nach Ablauf der Jahresfrist auf den gerügten Mangel zu berufen. Hält die Kommune die Rüge für begründet, setzt der Erlass einer wirksamen Satzung voraus, dass das Verfahren von dem Stadium ab wiederholt wird, in dem der Verfahrens- oder Formverstoß geschehen ist; mit der Verkündung der neuen Satzung beginnt eine neue Jahresfrist, binnen deren Mängel sowohl des wiederholten als auch des nicht wiederholten Verfahrensteils geltend gemacht werden können. Mängel, die nicht förmlich geltend gemacht worden sind, sind nach Ablauf der Jahresfrist unbeachtlich. Eine Verpflichtung der Kommune, auf die Rechtsfolgen der Heilung bei der Verkündung der Satzung hinzuweisen, besteht im Gegensatz zu § 215 Abs. 2 BauGB nicht. Bei Satzungen nach dem BauGB sowie bei Flächennutzungsplänen (vgl. Abs. 6) ist also in der Verkündung nur auf die Heilung von Vorschriften nach dem BauGB hinzuweisen.

123. In Anlehnung an Art. 45 Abs. 3 Satz 1 NV regelt Abs. 3, dass Satzungen, wenn in ihnen oder spezialgesetzlich, wie z. B. für Bauleitpläne durch §§ 6 Abs. 5, 10 Abs. 3 BauGB, kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist, mit dem 14. Tag nach Ablauf des Tages in Kraft tritt, an dem sie verkündet worden ist (§ 11). Ein anderer Zeitpunkt kann nicht nur nach dem 14. Tag bestimmt werden, sondern, insbesondere bei rückwirkendem Inkrafttreten, auch vor diesem Tag, also z. B. der Tag nach der Verkündung oder ein anderes festes Datum.

13Die Rückwirkung von Satzungen ist nach der Rechtsprechung (BVerwG, Urt. v. 19.2.1971, DVBl. 1971 S. 505; Urt. v. 26.2.2003, NVwZ-RR 2003 S. 522 = R&R 4/2003 S. 5) nur bei Wahrung des Rechtsstaatsprinzips, zu dessen wesentlichen Elementen die Rechtssicherheit gehört, zulässig. Sie ist besonders problematisch bei Regelungen, die den Bürger belasten, im Hinblick auf den Vertrauensschutz. Deshalb kommt eine Rückwirkung grundsätzlich nur in Betracht, wenn der Bürger mit der neuen Regelung rechnen musste, z. B. weil bisher nur eine vorläufige Regelung bestanden hat, weil formelle oder materielle Mängel geheilt werden oder wenn das bisherige Recht unklar oder verworren ist oder wenn sonst das Vertrauen des Bürgers in den Fortbestand des bisherigen Rechts nicht schutzbedürftig ist, z. B. weil er durch die neue Regelung keinen Schaden erleidet. Für die Rückwirkung von Abgabensatzungen vgl. § 2 Abs. 3 NKAG und Urteile des BVerwG v. 15.4.1983 (KStZ S. 205: rückwirkende Ersetzung einer unwirksamen Satzung mit der Folge höherer Beitragspflichten; KStZ S. 207: rückwirkende Schließung einer durch territoriale Neugliederung entstandenen Regelungslücke). Zur Rückwirkung in der Bauleitplanung und von Satzungen nach dem BauGB s. § 214 Abs. 4 BauGB.

144. In der Satzung ist zu bestimmen, ob ein Verstoß gegen ein Gebot oder Verbot eine Ordnungswidrigkeit darstellt, wobei zugleich auf Abs. 5 zu verweisen ist. Der Gesetzgeber hat bewusst darauf verzichtet, Zuwiderhandlungen gegen alle Gebote und Verbote als Ordnungswidrigkeiten auszuweisen. Die Auswahl der Tatbestände ist vielmehr der Kommune überlassen, da es auch zweckmäßig sein kann, einzelne Gebote und Verbote nicht mit einer Geldbuße zu bewehren, sondern mit den Zwangsmitteln des Nds. SOG durchzusetzen. Das ist bei Maßnahmen der Gefahrenabwehr aufgrund der §§ 64 ff. Nds. SOG möglich, und zwar auch bei Angelegenheiten, die ganz oder teilweise, wie z. B. die Abfallbeseitigung, der Kommune durch Spezialgesetze als Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises übertragen sind, wenn diese Gesetze oder das NKomVG keine abschließende Regelung enthalten.

15Für die Durchsetzung von Verwaltungsakten außerhalb der Gefahrenabwehr mit den Zwangsmitteln des Nds. SOG bildet § 70 NVwVG die Rechtsgrundlage.

165. Eine gesetzlich vorgeschriebene Genehmigung ist Wirksamkeitsvoraussetzung der Satzung, s. zunächst § 176 Rn 1 bis 7.

17Die Änderung einer Satzung bedarf der für die Satzung vorgeschriebenen Genehmigung; die Aufhebung, die den genehmigungsfreien Zustand wiederherstellt, ist genehmigungsfrei.

18Eine mit Auflagen oder unter Bedingungen erteilte Genehmigung wird erst mit der Erfüllung der Auflagen oder dem Eintritt der Bedingungen (§ 158 Abs. 1 BGB) und damit auch erst die Satzung wirksam (§ 176 Abs. 1 Satz 1). Genehmigung mit einer Maßgabe bedeutet Genehmigung für den Fall, dass die Satzung, wie mit der Maßgabe verlangt, durch entsprechenden Beitrittsbeschluss der Vertretung abgeändert wird (OVG Münster, Urt. v. 7.5.1969, DÖV 1970 S. 613); der Beitrittsbeschluss bedarf keiner Genehmigung (OVG Münster, Urt. v. 16.8.1967, OVGE 23 S. 240). Eine kommunale Satzung, die gegen ein Gesetz verstößt, wird nicht dadurch rechtswirksam, dass sie von der Aufsichtsbehörde trotz des Rechtsfehlers genehmigt wird (OVG Lüneburg, Urt. v. 2.7.1963, MBl. 1963 Rspr.-Beil. Nr. 9 S. 37).

19Gegenüber der Kommune ist die Genehmigung wie ihre Versagung ein Verwaltungsakt, auf die bei Bebauungsplänen nach der Rechtsprechung des BVerwG (Urt. v. 21.11.1986, BVerwGE 75 S. 142) die Regeln über den rechtswidrigen Verwaltungsakt jedenfalls dann nicht uneingeschränkt angewendet werden können, wenn sie ortsüblich bekanntgemacht und das Normsetzungsverfahren damit abgeschlossen ist, weil die Genehmigung auch Mitwirkung an einem Rechtsetzungsverfahren ist. Für die Genehmigung von anderen Satzungen wird nichts anderes angenommen werden können. Sie ist zwar als Verwaltungsakt anfechtbar, es kann aber die Genehmigungsbehörde nicht gem. § 44 Abs. 5 VwVfG ihre Nichtigkeit feststellen oder sie gem. § 48 VwVfG zurücknehmen (BVerwG, Urt. v. 21.11.1986 a. a. O.); die Nichtigkeit der genehmigten Satzung kann die Genehmigungsbehörde bei Vorliegen der nötigen Voraussetzungen (vgl. BVerwG, Beschl. v. 15.3.1989, DVBl. 1989 S. 662) im gerichtlichen Normenkontrollverfahren feststellen lassen (§ 47 VwGO, § 7 AG VwGO); im Übrigen kann eine Norm grundsätzlich nur in dem für die Normsetzung geltenden Verfahren aufgehoben werden (BVerwG, Urt. v. 21.11.1986 a. a. O.). Allerdings kann die Kommunalaufsichtsbehörde eine genehmigte Satzung beanstanden (OVG Lüneburg, Urt. v. 9.2.1989 – 3 L 26/89, für eine kraft Fiktion gem. § 176 Abs. 1 Satz 2 genehmigte Jagdsteuersatzung) und veranlassen, dass sie in dem dafür vorgesehenen förmlichen Verfahren aufgehoben wird (vom BVerwG, Urt. v. 21.11.1986 a. a. O. ausdrücklich nicht ausgeschlossen); sofern ein besonderes Aufhebungsverfahren nicht vorgeschrieben ist, kann die Aufsichtsbehörde zur Vernichtung des „bösen Scheins“ die Aufhebung der Satzung nebst deren ordnungsgemäßer Bekanntmachung verlangen.

206. Nach Abs. 6 gelten die Abs. 2 bis 4 entsprechend auch für Verordnungen der Kommune und die Abs. 2 und 4 für die anders als Bebauungspläne nicht als Satzungen zu beschließenden Flächennutzungspläne (also nicht nur für deren Genehmigung, wie aufgrund eines Redaktionsversehens seit 2010 bestimmt), sodass also für sie wie bisher auch die Vorschriften über die Heilung von Form- und Verfahrensvorschriften und das Einsichtsrecht gelten, im Hinblick auf § 6 Abs. 5 Satz 2 BauGB nicht auch Abs. 3 über das Wirksamwerden. Die Vorschriften gelten nicht für Richtlinien, z. B. für die Benutzung öffentlicher Einrichtungen, und für die Geschäftsordnung der Vertretung (§ 69).





§ 11Verkündung von Rechtsvorschriften



(1) 1Satzungen sind von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten zu unterzeichnen. 2Die Verkündung erfolgt nach Maßgabe näherer Bestimmung durch die Hauptsatzung in einem von der Kommune herausgegebenen amtlichen Verkündungsblatt, in einer oder mehreren örtlichen Tageszeitungen oder im Internet, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 3Verkündungen einer kreisangehörigen Gemeinde oder einer Samtgemeinde können auch in dem amtlichen Verkündungsblatt erfolgen, das der Landkreis, dem die Gemeinde oder Samtgemeinde angehört, herausgibt.



(2) 1Das amtliche Verkündungsblatt muss in ausreichender Auflage erscheinen. 2Es muss die Bezeichnung „Amtsblatt für …“ mit dem Namen der Kommune führen, die es herausgibt; dies gilt für ein gemeinsames Amtsblatt entsprechend. 3In seinem Kopf sind Ort, Datum, Jahrgang und Nummer der jeweiligen Ausgabe anzugeben. 4Das amtliche Verkündungsblatt darf neben Rechtsvorschriften auch andere amtliche Bekanntmachungen enthalten. 5Außerdem können Rechtsvorschriften und andere amtliche Bekanntmachungen von anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie von Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts aufgenommen werden. 6Andere Veröffentlichungen dürfen nur aufgenommen werden, wenn es sich um kurze Mitteilungen und nicht um Werbung zu Zwecken des Wettbewerbs im geschäftlichen Verkehr handelt.



(3) 1Die Verkündung im Internet erfolgt durch Bereitstellung der Satzung auf einer Internetseite der Kommune unter Angabe des Bereitstellungstages. 2Die Kommune hat in einer örtlichen Tageszeitung auf die Internetadresse, unter der die Bereitstellung erfolgt ist, nachrichtlich hinzuweisen. 3Die örtliche Tageszeitung, in der Hinweise nach Satz 2 erscheinen, und die Internetadresse sind in der Hauptsatzung zu bestimmen. 4Satzungen, die nach Satz 1 verkündet werden, sind dauerhaft im Internet bereitzustellen und in der verkündeten Fassung durch technische und organisatorische Maßnahmen zu sichern. 5Die Bereitstellung im Internet darf nur auf einer ausschließlich in Verantwortung der Kommune betriebenen Internetseite erfolgen; sie darf sich jedoch zur Einrichtung und Pflege dieser Internetseite eines Dritten bedienen. 6Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden können Satzungen nach Maßgabe der Sätze 1 bis 3 durch Bereitstellung auf einer Internetseite der Samtgemeinde verkünden; die Pflichten nach den Sätzen 4 und 5 sind von der Samtgemeinde zu erfüllen.



(4) 1Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile von Satzungen, so kann die Verkündung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass sie bei der Kommune während der Dienststunden öffentlich ausgelegt werden und in der Verkündung des textlichen Teils der Satzungen auf die Dauer und den Ort der Auslegung hingewiesen wird (Ersatzverkündung). 2Die Ersatzverkündung ist nur zulässig, wenn der Inhalt der Pläne, Karten oder Zeichnungen im textlichen Teil der Satzungen in groben Zügen beschrieben wird. 3In einer Anordnung sind Ort und Dauer der Auslegung genau festzulegen.



(5) 1Satzungen sind verkündet


1.  im amtlichen Verkündungsblatt mit dessen Ausgabe,

2.  in der örtlichen Tageszeitung mit deren Ausgabe, bei mehreren örtlichen Tageszeitungen mit der Ausgabe der zuletzt ausgegebenen Tageszeitung, oder

3.  im Internet mit ihrer Bereitstellung nach Absatz 3 Satz 1.


2Im Fall der Ersatzverkündung ist die Satzung jedoch nicht vor Ablauf des ersten Tages der Auslegung verkündet.



(6) 1Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Verordnungen und öffentliche Bekanntmachungen der Kommunen nach diesem Gesetz sowie für die Erteilung von Genehmigungen für den Flächennutzungsplan. 2Reicht der räumliche Geltungsbereich der Verordnung einer Kommune über ihr Gebiet hinaus, so hat die Kommune die Verordnung auch in dem anderen Gebiet zu verkünden und sich dabei nach den Vorschriften der Hauptsatzung der Kommune zu richten, die dort sonst für die Verordnung zuständig wäre.




§§ 6 Abs. 3 NGO, 7 Abs. 3 NLO, 18 Abs. 3 RegionsG, BekVO-Kom





Erläuterungen zu § 11


11. Satzungen sind vom HVB als Amtsinhaber zu unterzeichnen, und zwar muss die Unterschrift auf der Urschrift des beschlossenen Satzungstextes erfolgen. Bei einer aus Text und Anlagen (Plan, Zeichnung, Karte) bestehenden Satzung genügt die Unterschrift unter dem Satzungstext, wenn aus eindeutigen Angaben im Text oder auf andere Weise jeder Zweifel an der Zugehörigkeit der Anlage zur Satzung ausgeschlossen ist (OVG Lüneburg, Urt. v. 14.7.1993, dng 1994 S. 30; Urt. v. 15.6.1995, KommP N 1996 S. 217; Urt. v. 10.3.2005, R&R 3/2005 S. 7 = Nds. VBl. 2005 S. 266; Urt. v. 8.9.2010, R&R 6/2010 S. 10). Zur Vertretung bei der Unterzeichnung vgl. § 81 Rn 10. Unterzeichnen bedeutet Unterschrift mit vollem Namen; das Abzeichnen mit einer Paraphe genügt nicht (OVG Münster, Urt. v. 12.2.1969, OVGE 24 S. 248); zur Abgrenzung zwischen Handzeichen und Unterschrift vgl. BGH, Urt. v. 11.2.1982, NJW S. 1467. Die in der Unterzeichnung liegende Ausfertigung der Satzung schafft die Originalurkunde, die Grundlage und Voraussetzung der Verkündung ist; jedoch ist die Ausfertigung nicht Bestandteil der Verkündung, sodass ihre Fehlerhaftigkeit keinen Verkündungsfehler bedeutet (zu den Folgen des Fehlens der Ausfertigung für die Verkündung s. § 10 Rn 8). Die Beifügung des Dienstsiegels ist nicht vorgeschrieben (offen gelassen Nds. OVG, Urt. v. 28.10.2004, R&R 1/2005 S. 3). Zur Bestätigung ihrer Authentizität ist die Angabe des Datums der Ausfertigung notwendig (VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 10.8.1984, BauR S. 611, das einen Bebauungsplan wegen des Fehlens des Datums und eines kurzen, die Authentizität des Norminhalts und die Legalität des Verfahrens bestätigenden Textes auf dem Originallageplan für nichtig erklärt hat; ebenso OVG Lüneburg, Urt. v. 21.4.1998, VwRR N 1999 S. 47). Aus Bundes- (BVerwG, Urt. v. 16.12.1993, NVwZ 1994 S. 1010) und aus Landesrecht ist nicht ableitbar, dass die Ausfertigung auch die Legalität des Normsetzungsverfahrens bezeugt. Deshalb ist die Ausfertigung vor Erteilung der Genehmigung zulässig (so auch NdsOVG, Beschl. v. 9.5.2014, NdsVBl. 2014 S. 316; anders für die insofern unterschiedliche Rechtslage VGH München, Urt. v. 11.3.1990, NVwZ-RR 1990 S. 588). Eine Satzung, die mit einer Maßgabe genehmigt worden ist, bedarf nach dem Beitrittsbeschluss der erneuten Ausfertigung (Nds. OVG, Urt. v. 28.10.2004 a. a. O.).

2Die Ausfertigung, die nicht die Verwendung dieses Wortes verlangt (BVerwG, Beschl. v. 27.10.1998, VwRR N 1999 S. 57), muss, wie die Regelung des Abs. 1 über die Reihenfolge ergibt, vor der Verkündung erfolgen (BVerwG, Beschl. v. 27.1.1999, NVwZ S. 878, das es bundesrechtlich nicht ausschließt, dass ein Bebauungsplan am Tage der Ausfertigung noch verkündet wird, in der Übereinstimmung von Ausfertigungs- und Verkündungsdatum aber aus tatsächlichen Gründen ein Indiz dafür sieht, dass die Reihenfolge nicht gewahrt ist, und Sympathie für die Ansicht des VGH Baden-Württemberg, Beschl. v. 25.1.1995, BRS 57 Nr. 86 [1995] erkennen lässt, dass die Ausfertigung in diesem Falle verspätet ist; ebenso VG Lüneburg, Urt. v. 7.11.2007, R&R 1/2008 S. 11).

3Ist die Ausfertigung einer Satzung vor ihrer Verkündung unterblieben, kann sie nachgeholt und die Satzung erneut verkündet werden, ohne dass es eines neuen Ratsbeschlusses bedarf; das gilt auch, wenn die Satzung rückwirkend auf den Zeitpunkt des gescheiterten Inkrafttretens in Kraft gesetzt wird (VGH Mannheim, Beschl. v. 22.3.1995 – 8 S 368/95); ebenso kann die vor der Ausfertigung erfolgte Verkündung mit rückwirkender Kraft nachgeholt werden, ohne dass es einer erneuten Ausfertigung bedarf (Nds. OVG, Urt. v. 8.9.2010, R&R 6/2010 S. 10 = DVBl. 2010 S. 1381).

42. Die Verkündung erfolgt nach den Abs. 2 bis 5 vorbehaltlich anderweitiger Regelung in einem von der Kommune herausgegebenen amtlichen Verkündungsblatt, einer oder mehreren örtlichen Tageszeitungen oder im Internet; die Form bestimmt die Hauptsatzung (Abs. 1 Satz 2); kreisangehörige Gemeinden und Samtgemeinden können auch in dem Amtsblatt ihres Landkreises verkünden (Abs. 1 Satz 3). Die Form ist für alle Rechtsvorschriften (einschließlich des Flächennutzungsplans, Abs. 6) der Kommune maßgebend; ihre Verkündung in unterschiedlichen Verkündungsblättern und –formen ist also ausgeschlossen. Die Verkündung obliegt der Verwaltung, wie Art. 29 der Novelle v. 13.10.2012 (GVBl. S. 353) durch Streichung der Bestimmung, dass Satzungen vom HVB zu verkünden sind, klargestellt hat; damit ist die Rechtsprechung des Nds. OVG (Urt. v. 8.9.2010 a. a. O.; Urt. v. 21.12.2010, R&R 1/2011 S. 3), dass in jedem Einzelfall – eine allgemeine Handlungsanweisung sollte insofern nicht ausreichend sein – anhand der Satzung, der Verkündung selbst oder jedenfalls einer Verfügung in den Verwaltungsvorgängen nach außen sichtbar wird, dass die Verkündung vom HVB oder seinem Stellvertreter veranlasst worden ist, gegenstandslos geworden.

5Zu verkünden ist der vollständige Wortlaut der Satzung einschließlich des Datums der Ausfertigung und des Namens dessen, der ausgefertigt hat; der Nichtabdruck der Unterschriften ist aber für die Wirksamkeit der Rechtsnorm unschädlich, wenn die Satzung bei der Verkündung tatsächlich ausgefertigt ist und die Ausfertigung durch Berichtigung in dem Verkündungsorgan bestätigt wird (BVerwG, Urt. v. 7.6.1978, DVBl. S. 914); nichts anderes kann für den Nichtabdruck des Datums der Beschlussfassung oder der Ausfertigung oder für die unrichtige Angabe einer Unterschrift oder eines Datums gelten. Der Hinweis auf eine Genehmigung, wie früher von der BekVO-Kom vorgeschrieben, ist nicht mehr erforderlich,

6Die Herausgabe eines Amtsblatts (Abs. 2) ist nicht wie früher bestimmten Kommunen vorbehalten. Die Herausgabe eines gemeinsamen Amtsblatts mit mehreren anderen kommunalen, angesichts der Regelung des Abs. 2 Satz 5 aber wohl nicht mit sonstigen anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen, ist zulässig. Im Amtsblatt können Rechtsvorschriften und andere amtliche Bekanntmachungen von Kommunen und sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen veröffentlicht werden, sodass wie bisher Gemeinden ihre Satzungen im Amtsblatt ihres Landkreises verkünden können; das ist durch den nachträglich (Novelle v. 13.10.2012, GVBl. S. 353) eingefügten Abs. 1 Satz 3 bestätigt worden. Ebenso können die Mitgliedsgemeinden im Amtsblatt ihrer Samtgemeinde verkünden. Aussehen und zulässiger Inhalt des Amtsblatts sind, so wie früher in der BekVO-Kom, vorgeschrieben (Abs. 2). Die Verkündung ist mit der Ausgabe des Amtsblatts bewirkt (Abs. 5).

7Alternativ zum Amtsblatt ist die Verkündung in einer oder mehreren örtlichen Tageszeitungen möglich; die Verkündung in einem Wochenblatt genügt nicht. Als örtlich ist eine Tageszeitung anzusehen, die in dem Gebiet der Kommune vorrangig verbreitet ist, für Gemeinden also auch die „Kreiszeitung“. Nicht erforderlich ist, dass der Name der Kommune im Titel oder Untertitel der Zeitung genannt wird. Erfolgt die Verkündung in mehreren örtlichen Tageszeitungen, ist sie mit der Ausgabe der zuletzt ausgegebenen bewirkt (Abs. 5). In der Hauptsatzung sollte Vorsorge für den Fall längeren Nichterscheinens der Zeitung (Streik, höhere Gewalt) getroffen werden, z. B. durch ersatzweise Verkündung im Amtsblatt oder im Internet.

8Außer im Amtblatt und der Tageszeitung ist nunmehr auch die Verkündung im Internet möglich (Abs. 3); zweifelnd, dass das auch für Satzungen nach dem BauGB gilt, NdsOVG, Beschl. v. 29.11.2013, R&R 4/2014 S. 4. Sie erfolgt durch Bereitstellung der Satzung auf einer Internetseite der Kommune unter Angabe des Bereitstellungsdatums und ist damit bewirkt (Ab. 5). Die Internetadresse ist in der Hauptsatzung so zu bestimmen, dass der Zugriff auf das Satzungsrecht möglichst einfach ist. Der vorgeschriebene Hinweis in einer örtlichen Tageszeitung (ein wöchentlich erscheinendes Mitteilungsblatt genügt nicht, VG Göttingen, Urt. v. 20.5.2014, R&R 4/2014 S. 5) auf die Internetadresse, unter der die Bereitstellung der Satzung erfolgt ist – richtigerweise wohl zu verstehen als Hinweis auf die Bereitstellung mit Bezeichnung der Satzung und unter Angabe der Adresse – hat nur nachrichtliche, keine konstitutive Bedeutung (NdsOVG, Beschl. v. 29.11.2013 a. a. O. gegen VG Göttingen, a. a. O.); erfolgt er verspätet oder unterbleibt er, bleibt die Wirksamkeit der Verkündung davon unberührt. Die Verpflichtung, die Tageszeitung, in der der Hinweis vorgenommen wird, in der Hauptsatzung zu bestimmen, kann nur darauf zurückgeführt werden, dass dieser Hinweis nach der Regierungsvorlage (Drs. 16/2510, S. 105) zur Wirksamkeit der Verkündung wegen der „rechtsstaatlichen Anforderungen“ gehören sollte. Die Bereitstellung muss dauerhaft gewährleistet sein, wobei Maßstab die Möglichkeit der Einsichtnahme in die Satzung bei der Kommune (§ 10 Abs. 4) sein kann, die nächtens und an den Wochenenden nicht besteht; im Übrigen wird nicht angenommen werden können, dass eine Satzung ihre Wirksamkeit verliert, wenn sie für einige Stunden während der üblichen Sprechzeiten der Verwaltung im Internet nicht verfügbar ist, Jedoch wird die Verfügbarkeit der Satzung regelmäßig überprüft werden müssen. Die Internetseite muss ausschließlich durch die Kommune betrieben werden, anders als beim Amtsblatt ist der gemeinsame Betrieb mit einer anderen Kommune nicht zulässig; davon ausgenommen ist die Mitbenutzung einer Internetseite der Samtgemeinde durch ihre Mitgliedsgemeinden, wobei die Pflichten aus Abs. 3 Sätze 4 und 5 von der Samtgemeinde zu erfüllen sind (Abs. 3 Satz 6).

93. Wenn Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile einer Satzung sind, können diese im Wege der Ersatzverkündung (Abs. 4) bekannt gemacht werden, für die die Grobbeschreibung im textlichen Teil (Abs. 4 Satz 2) unverzichtbar ist (NdsOVG, Urt. v. 20.11.2012, R&R 1/2013 S. 12). Besondere Regelungen der Ersatzbekanntmachung bestehen für die Bekanntmachung des Flächennutzungsplans und eines genehmigungsbedürftigen Bebauungsplans, bei denen die Erteilung der Genehmigung, und für die eines nicht genehmigungsbedürftigen Bebauungsplans, bei dem der Satzungsbeschluss ortsüblich bekannt zu machen ist (§§ 6 Abs. 5, 10 Abs. 3 BauGB). Für die Bekanntmachung eines Bebauungsplans ist die schlagwortartige Kennzeichnung des Plangebiets erforderlich, für die die bloße Angabe der Nummer des Bebauungsplans nicht ausreicht (BVerwG, Urt. v. 10.8.2000, VwRR N S. 127). Die Regelungen des BauGB gehen insoweit denen des NKomVG vor. Die Anordnung über Ort und Dauer der Auslegung muss nicht der HVB als Amtsinhaber treffen.

104. Wegen der strengen Anforderungen, die an eine rechtswirksame Verkündung zu stellen sind, bestehen Bedenken dagegen, wortgleiche Satzungen mehrerer Kommunen gemeinsam in der Weise bekannt zu machen, dass die Texte nur einmal veröffentlicht werden. Bei Satzungsänderungen besteht später die Gefahr, dass der jeweils geltende Satzungstext nur mit Schwierigkeiten zu ermitteln ist. An der Wirksamkeit einer Veröffentlichung zweifelt der Hess. VGH (Beschl. v. 20.8.1984, KStZ 1985 S. 56), wenn die Schriftgröße zu gering und die Drucktypen undeutlich sind und sich Paragraphenzahlen und -überschriften nicht vom Text abheben.

11Die generelle Vorlage von Satzungen bei der Kommunalaufsichtsbehörde ist entfallen; vorzulegen sind sie nur noch dann, wenn das sondergesetzlich vorgeschrieben ist (z. B. § 114 Abs. 1 für die Haushaltssatzung); die Bekanntmachung vor einer vorgeschriebenen vorherigen Mitteilung ist nichtig (OVG Koblenz, Beschl. v. 23.2.1988 – 12 B 147/87 – mitgeteilt im SRdSchr. NLT Nr. 207/188 v. 12.7.1988).

125. Für den Erlass von Verordnungen und für die ortsübliche Bekanntmachung der Erteilung der Genehmigung der Flächennutzungspläne (§ 6 Abs. 5 BauGB) gelten die Regelungen für Satzungen in gleicher Weise. Sie werden vom HVB ausgefertigt und in der von der Hauptsatzung bestimmten Form verkündet oder ortsüblich bekanntgemacht. § 60 Nds. SOG gilt nicht für Verordnungen der Kommunen, für die insoweit § 55 Abs. 2 Satz 1 Nds. SOG mit der Verweisung auf die für Satzungen geltenden Vorschriften eine Sonderregelung enthält. Für tierseuchenbehördliche Verordnungen der Kommunen gilt § 3 Abs. 2 AGTierSG.

136. Die Form der öffentlichen Bekanntmachungen nach dem NKomVG (der Abschlüsse, § 129 Abs. 2, der Entschädigung, § 138 Abs. 7, des Schlussberichts, § 156 Abs. 4, der Vereinbarungen der Region, § 165 Abs. 3), zu denen wegen desselben Zwecks und weil ein systematischer Unterschied zu den sonstigen öffentlichen nicht erkennbar ist, auch die ortsüblichen (des Gebietsänderungsvertrags, § 26 Abs. 3, des Ausgangs eines Einwohnerantrags, § 31 Abs. 5, der Sitzungen, § 59 Abs. 4) zählen müssten (s. auch § 83 Abs. 1 NKWO, wonach Kommunen öffentliche Bekanntmachungen nach dem NKWG in ortsüblicher Weise vornehmen), aber nach h. M. nicht gezählt werden, bestimmt nicht mehr allein die Kommune, vielmehr gelten auch für sie die Abs. 1 bis 5 entsprechend; es muss aber nicht dieselbe Form gewählt werden wie für Verkündungen. In diesem Bereich reicht also die Bekanntmachung im Aushangkasten oder am schwarzen Brett nicht mehr aus. Für sämtliche ortsüblichen und die öffentlichen Bekanntmachungen nach anderen Gesetzen (z. B. NKWG, BauGB), soweit es sich nicht um Satzungen und die Genehmigung von Flächennutzungsplänen handelt, die nach Abs. 1 bis 5 zu verkünden sind, bestehen diese gesetzlichen Vorgaben nicht, sodass dort auch noch der Aushangkasten oder das schwarze Brett Verwendung finden können, die zu den herkömmlichen Formen ortsüblicher Bekanntmachung zählen (NdsOVG, Beschl. v. 4.5.2012, R&R 3/2012 S. 1, 3); allerdings könnte problematisch sein, für die Ortsüblichkeit der Bekanntmachungen nach dem NKomVG und nach anderen Gesetzen unterschiedliche Formen vorzusehen. Der Aushang muss während der gesamten Dauer der gesetzlich vorgeschriebenen oder nach dem Zweck der Bekanntmachung gebotenen Frist erfolgen (dazu näher R&R 4/2014 S. 17) und es sind Vorkehrungen gegen seine unbefugte Entfernung und Zerstörung (regelmäßige Kontrolle) zu treffen; eine kurzzeitige Entfernung oder Zerstörung führt jedoch nicht zur Unwirksamkeit der Bekanntmachung. Bei ortsüblichen Bekanntmachungen im Rahmen des BauGB (z. B. § 2 Abs. 1: Aufstellungsbeschluss, § 3 Abs. 2: Auslegung der Entwürfe) ist auf dessen § 4a Abs. 4 Bedacht zu nehmen, der die Form durch das Internet nur ergänzend zulässt (NdsOVG, Beschl. v. 4.5.2012, R&R 3/2012 S. 1).





§ 12Hauptsatzung



(1) 1Jede Kommune muss eine Hauptsatzung erlassen. 2In ihr ist zu regeln, was durch Rechtsvorschrift der Hauptsatzung vorbehalten ist. 3Andere für die Verfassung der Kommune wesentliche Fragen können in der Hauptsatzung geregelt werden.



(2) Für Beschlüsse über die Hauptsatzung ist die Mehrheit der Mitglieder der Vertretung (§ 45 Abs. 2) erforderlich.




§§ 7 NGO, 8 NLO, 19 RegionsG





Erläuterungen zu § 12


11. Die Hauptsatzung, deren Erlass obligatorisch ist, ergänzt die Vorschriften des NKomVG um die Regelungen, die für die Verfassung der Kommune grundsätzliche Bedeutung haben. Sie enthält insbesondere die Vorschriften, die das Gesetz der Hauptsatzung vorbehält (z. B. §§ 11 Abs. 1, 19 Abs. 1, 58 Abs. 1 Nrn. 8, 14, 16, 18 und 20, Abs. 3, Satz 2, 74 Abs. 1 Satz 2, 76 Abs. 3, 85 Abs. 5 Satz 5, 90 Abs. 1 und 2, 91 Abs. 3, 93 Abs. 1 Satz 3, 95 Abs. 1, 99 Abs. 1 und 2, 100 Abs. 1 und 2, 101 Abs. 1 und 5, 102 Abs. 1, 108 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2). Regelungen von nicht grundsätzlicher Bedeutung, für die überdies ein rechtliches oder tatsächliches Bedürfnis nach häufigerer Änderung besteht, sollten nicht in der Hauptsatzung getroffen werden. Dagegen kommen als Bestimmungen der Hauptsatzung in Betracht die über den Namen der Kommune und eine etwaige Bezeichnung, über Hoheitszeichen und Dienstsiegel, über die Art und Weise der öffentlichen und ortsüblichen Bekanntmachung (s. § 11 Rn 13), ggf. über die Verringerung oder Erhöhung der Zahl der Abgeordneten (§ 46 Abs. 4 und 5, s. aber dort Rn 3 mit den dagegen bestehenden Bedenken), die eines Satzungsbeschlusses mit absoluter Mehrheit bedarf (§ 46 Abs. 5).

22. Die qualifizierte Mehrheit für den Beschluss über die Hauptsatzung und ihre Änderung (Abs. 2), die aufgrund von § 45 Abs. 2 zu ermitteln ist, unterstreicht deren Bedeutung. Die Genehmigung ist nicht mehr vorgesehen.





§ 13Anschlusszwang, Benutzungszwang


1Die Kommunen können im eigenen Wirkungskreis durch Satzung


1.  für die Grundstücke ihres Gebiets den Anschluss


a)  an die öffentliche Wasserversorgung, die Abwasserbeseitigung, die Abfallentsorgung, die Straßenreinigung und die Fernwärmeversorgung,

b)  von Heizungsanlagen an bestimmte Energieversorgungsanlagen und

c)  an ähnliche dem öffentlichen Wohl dienende Einrichtungen


anordnen (Anschlusszwang) sowie

2.  die Benutzung


a)  der in Nummer 1 genannten Einrichtungen,

b)  der öffentlichen Begräbnisplätze und Bestattungseinrichtungen sowie

c)  der öffentlichen Schlachthöfe


vorschreiben (Benutzungszwang),


wenn sie ein dringendes öffentliches Bedürfnis dafür feststellen. 2Die Satzung kann Ausnahmen vom Anschluss- oder Benutzungszwang zulassen und den Zwang auf bestimmte Gebietsteile der Kommune und auf bestimmte Gruppen von Personen oder Grundstücken beschränken.



§§ 8 NGO, 9 NLO, 20 RegionsG





Erläuterungen zu § 13


11. Nach § 10 Abs. 1 hat die Kommune das Recht, ihre eigenen Angelegenheiten durch Satzung zu regeln. Wie sie das tut, insbesondere das Benutzungsverhältnis an ihrem Eigentum und an ihren öffentlichen Einrichtungen regelt, steht grundsätzlich in ihrem freien Ermessen (BGH, Urt. v. 24.10.1974, NJW 1975 S. 106, OVG Lüneburg, Urt. v. 26.8.1976, NJW 1977 S. 450). Die Benutzung ihres Eigentums kann sie insgesamt privatrechtlich in der Weise regeln, dass sie die Zulassung und die Benutzung, gestützt auf das Eigentum, privatrechtlich gestaltet; für eine Satzung ist in diesem Falle kein Raum. Regelt sie die Zulassung und Benutzung durch Satzung, dann handelt es sich um eine öffentlich-rechtliche Regelung.

22. Die Anordnung eines Anschluss- und eines Benutzungszwangs ist im eigenen Wirkungskreis der Kommune durch Satzung zugelassen. Dem Anschlusszwang unterliegen nur Grundstücke, deren Eigentümer oder sonst dinglich Berechtigte dadurch verpflichtet werden, Vorkehrungen zum Anschluss und zur jederzeitigen Benutzbarkeit einer der in Satz 1 Nr. 1 genannten Einrichtungen zu treffen. Die mit der Anordnung des Anschlusszwangs einhergehende Anordnung des Benutzungszwangs verpflichtet die Betroffenen zur ausschließlichen Nutzung der angeschlossenen Einrichtung. Der Benutzungszwang, dem Personen unterliegen, schließt die Benutzung anderer Einrichtungen (z. B. eines eigenen Hausbrunnens) aus.

3Der Anschluss- und Benutzungszwang kann nur für die im Gesetz genannten Einrichtungen eingeführt werden, also nicht auch z. B. für kulturelle Einrichtungen. Bei den in Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c genannten muss es sich um solche dem öffentlichen Wohl dienende Einrichtungen handeln, sie müssen außerdem den im Gesetz genannten ähnlich sein. Der Anschluss- und Benutzungszwang enthält die Verpflichtung, den Anschluss ständig in benutzungsfähigem Zustand zu erhalten (OVG Lüneburg, Urt. v. 22.11.1984, KStZ 1985 S. 33), woraus eine Pflicht zur Anpassung folgt, wenn die Kommune die Einrichtung aus sachgerechten Gründen ändert (OVG Lüneburg, Urt. v. 23.11.1994, dng 1995 S. 244). Jedoch dürfen dem Anschlussnehmer die Einzelheiten der Lage, Führung und technischen Ausgestaltung des Hausanschlusses nur insoweit vorgeschrieben werden, wie das zur Durchsetzung des Anschluss- und Benutzungszwanges erforderlich ist (OVG Münster, Urt. v. 12.7.1995, KommP N 1996 S. 26).

4Die Einrichtungen müssen öffentliche Einrichtungen sein, sie brauchen aber nicht im Eigentum der Gemeinde zu stehen, sondern können auch von ihr angemietet sein (Nds. OVG, Urt. v. 25.3.2004, NdsVBl. S. 210) oder einem privaten Betreiber gehören. Voraussetzung für die Wirksamkeit des Anschluss- und Benutzungszwanges ist in diesem Falle, dass sich die Kommune den erforderlichen Einfluss auf den privaten Betreiber vorbehält, damit die Einrichtung den Benutzern wie eine öffentliche Einrichtung der Kommune zur Verfügung steht (vgl. OVG Lüneburg, Urt. v. 1.11.1968, OVGE 25 S. 345; Hess. VGH, Beschl. v. 25.6.1974, DVBl. 1975, S. 913; BVerwG, Urt. v. 6.4.2005, R&R 3/2006 S. 9).

53. Beim Anschluss an die Wasserversorgung ermächtigt Satz 1 Nr. 2 zu der Bestimmung, den gesamten Bedarf an Trink- und auch an Brauchwasser ausschließlich der öffentlichen Wasserleitung zu entnehmen (OVG Lüneburg, Urt. v. 13.2.1970, OVGE 26 S. 414). Zum Inhalt des Begriffs „Frischwasserbedarf“, der nach der Satzung allein aus der öffentlichen Wasserversorgung zu decken ist, vgl. Hess. VGH, Urt. v. 21.9.1983 (der gemeindehaushalt 1985 S. 14); dieses Gericht neigt dazu, den Wasserbedarf zum Tränken des Viehs auf der Weide, auch wenn das Wasser an einer anderen Stelle gezapft oder geschöpft und auf die Weide geschafft wird, als einen auf dem Weidegrundstück bestehenden Wasserbedarf anzusehen.

6Über die Art und Weise der Abwasserbeseitigung, zu der nach § 96 NWG die Gemeinden verpflichtet sind, ob zentral oder dezentral, entscheidet die Gemeinde nach pflichtgemäßem Ermessen (OVG Lüneburg, Beschl. v. 3.4.1997, KommP N S. 273); sie muss dabei aber berücksichtigen, dass die Abwasserbehandlung durch dezentrale Anlagen nur in Ausnahmefällen und ersatzweise in Frage kommt (OVG Lüneburg, Urt. v. 13.8.1998, VwRR N 1999 S. 7). Die Durchsetzung des Anschluss- und Benutzungszwangs setzt nicht voraus, dass die Einrichtung in jeder Hinsicht rechtmäßig bestimmt ist (OVG Lüneburg, Urt. v. 25.6.1997, KommP N S. 339). Ein angeordneter Benutzungszwang schließt nicht aus, dass aufbereitetes Abwasser zunächst grundstücksbezogen wieder verwendet und erst bei Auftreten eines Überschusses zur Beseitigung überlassen wird (Nds. OVG, Urt. v. 18.9.2003, R&R 6/2003 S. 7). Allgemeine Geschäftsbedingungen für die Schmutzwasserbeseitigung bedürfen auch dann nicht der Satzungsform, wenn sie eine Satzung ergänzen (OVG Lüneburg, Urt. v. 25.6.1997 a. a. O.). Zur Zulässigkeit der Ausgestaltung der Benutzungsverhältnisse auf den einzelnen Grundstücken und von Regelungen in Bezug auf die Grundstücksentwässerungsanlage (z. B. Dichtheitsprüfungen) s. Nds. OVG, Urt. v. 10.1.2012, NdsVBl. 2012 S. 155. Die Reinigung von Regenwasserabläufen und Sinkkästen an Straßen ist Abwasserbeseitigung (s. R&R 5/2013 S. 18).

7Auf dem Gebiet der Abfallbeseitigung ist nach § 17 Abs. 1 Kreislaufwirtschaftsgesetz der Erzeuger oder Besitzer von Abfällen aus privaten Haushalten verpflichtet, diese dem Entsorgungsträger (vgl. § 6 NAbfG) zu überlassen. Die Anordnung des Anschlusszwanges für die Grundstücke durch Satzung ist als die nicht abschließende bundesrechtliche Regelung des Abfallgesetzes ergänzende Spezialregelung zulässig (BayVGH, Beschl. v. 8.3.1978, BayVBl. 1979 S. 176; VG Braunschweig, Beschl. v. 31.3.1982 – 2 VG D 25/81; VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 20.9.1982, Die Fundstelle 1983 Rdnr. 63) und Voraussetzung für die Gebührensatzung, durch die die Grundstückseigentümer für gebührenpflichtig erklärt werden, wodurch der Verwaltungsaufwand vermieden wird, der entstünde, wenn die Abfallbesitzer gebührenpflichtig wären. Grundlagen der satzungsmäßigen Regelungen für die Abfallentsorgung und für die Gebührengestaltung sind die besonderen Regelungen der §§ 11, 12 NAbfG. Zum Anspruch auf Befreiung vom Anschlusszwang bei kompostierbaren Stoffen s. OVG Münster, Urt. v. 13.12.1995, KommP N 1996 S. 178; Urt. v. 10.8.1998, KommP N 1998 S. 277.

8Für den Bereich der Straßenreinigung ist § 52 NStrG Grundlage für Satzungsregelungen.

9Das Gesetz zählt die Einrichtungen zur Fernwärmeversorgung zu den dem öffentlichen Wohl dienenden. Das erscheint angemessen im Hinblick darauf, dass solche Einrichtungen geeignet sind, schädlichen Umwelteinflüssen vorzubeugen (vgl. Art. 20a GG, §§ 1, 3 Abs. 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz; vgl. auch VGH Baden-Württemberg, Urt. v. 11.11.1981, VBlBW 1982 S. 234). Allerdings ist zweifelhaft, ob der Anschluss- und Benutzungszwang im Hinblick auf das Örtlichkeitsprinzip mit Gründen des globalen Umweltschutzes begründet werden kann (verneinend zu einer der niedersächsischen vergleichbaren Regelung OVG LSA, Urt. v. 8.4.2008, R&R 4/2008 S. 7). Allein auf Gründe der Energieersparnis zur Verbesserung der Rentabilität kann der Anschluss- und Benutzungszwang für die Fernwärmeversorgung nach dem Wortlaut des Gesetzes nicht gestützt werden (s. auch Rn 12).

10Bei der Ausgestaltung der Regelungen über den Benutzungszwang sind unabhängig davon, ob sie öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Charakter haben, die aufgrund § 27 des früheren AGB-Gesetzes vom 9.12.1976 (BGBl. 1976 S. 3317) ergangenen AVBFernwärmeV v. 20.6.1980 (BGBl. 1980 S. 742) und AVBWasserV v. 20.6.1980 (BGBl. 1980 S. 750) sowie die aufgrund des Energiewirtschaftsgesetzes ergangenen AVBGasV v. 21.6.1979 (BGBl. I S. 676) und AVBEltV v. 21.6.1979 (BGBl. I S. 684) zu beachten. Diese Vorschriften gelten auch für die Ausgestaltung des Benutzungsverhältnisses durch Satzung; auf die Anpassungspflicht nach § 35 AVBFernwärmeV und § 35 AVBWasserV wird besonders hingewiesen. Es kann davon ausgegangen werden, dass die durch diese Vorschriften normierte Verpflichtung zur Freistellung vom Benutzungszwang die Grenze des der Kommune wirtschaftlich Zumutbaren überschreitet und deshalb spätestens dort endet, wo die Finanzierbarkeit der Einrichtung und damit die Einrichtung selbst durch die Freistellung gefährdet wäre. Außerdem können Einbußen infolge von Bezugsbeschränkungen dadurch ausgeglichen werden, dass unter Berücksichtigung kostenmäßiger Zusammenhänge für die Vollversorgung und die teilweise Versorgung unterschiedliche Preise verlangt werden (vgl. Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft v. 6.1.1983, ED-NStGB Nr. 106/1983 v. 3.3.1983 = Rundschreiben NStV 95/83 v. 8.3.1983). Die Ablehnung der Beschränkung auf einen bestimmten Verwendungszweck oder Teilbedarf ist auch dann gerechtfertigt, wenn mit Folgeanträgen zu rechnen ist, die zu einer unzumutbaren Gebührenerhöhung für die verbleibenden Benutzer führten (BayVGH, Urt. v. 10.8.1984, KStZ 1985 S. 72). Eine Satzung, deren Benutzungsregelungen nicht gem. § 35 AVB angepasst sind, ist insoweit unwirksam (OVG Lüneburg, Urt. v. 27.1.1983 – 3 OVG A 121/80). § 27 Satz 3 AGB-Gesetz und § 35 Abs. 1 Halbsatz 2, Abs. 2 AVBWasserV sind mit dem Grundgesetz vereinbar (BVerfG, Beschl. v. 2.11.1981, Städte- und Gemeindebund 1982 S. 38).

114. Voraussetzung für die Anordnung des Anschluss- und Benutzungszwanges ist, dass die Kommune dafür ein dringendes öffentliches Interesse feststellt. In Abkehr von der bisherigen Rechtsprechung sieht das OVG Lüneburg (Urt. v. 8.1.1991, DÖV 1991 S. 610; Urt. v. 23.11.1994, dng 1995 S. 244) darin nicht mehr einen von der Aufsicht und den Gerichten voll überprüfbaren unbestimmten Rechtsbegriff, sondern gesteht der Kommune eine Einschätzungsprärogative zu, die gerichtlich nur darauf überprüfbar ist, ob nach den örtlichen Gegebenheiten Sinn und Zweck der Ermächtigung verkannt worden sind. Zur Unzulässigkeit der Anordnung des Benutzungszwanges für eine gemeindliche Leichenhalle, wenn Bestattungsunternehmer eigene Leichenhallen unterhalten: VGH Kassel, Urt. v. 28.10.1987, NVwZ 1988 S. 847; VGH München, Urt. v. 15.6.2005, NVwZ-RR 2006 S. 417).

12Rein fiskalische Interessen, d. h. die Erhöhung der Einnahmen, würden die Einführung des Anschluss- und Benutzungszwanges nicht rechtfertigen, so z. B. die Anordnung des Benutzungszwangs für eine Friedhofskapelle als Bestattungseinrichtung zur Verbesserung ihrer Rentabilität. Jedoch braucht das dringende öffentliche Interesse nicht bei jedem einzelnen anzuschließenden Grundstück festgestellt zu werden, wenn das allgemeine öffentliche Interesse den allgemeinen Anschluss- und Benutzungszwang verlangt (OVG Münster, Urt. v. 5.11.1958, OVGE 14 S. 170, OVG Lüneburg, Urt. v. 13.2.1970 a. a. O.; im Zusammenhang mit dem Anschlusszwang sind aber Rentabilitätserwägungen nicht ausgeschlossen (OVG Lüneburg, Urt. v. 8.1.1991, a. a. O.).

13Die Einführung des Anschluss- und Benutzungszwanges erfolgt durch Satzung; der Vollzug bedarf nach Ansicht des OVG Lüneburg (Urt. v. 16.2.1990 – 9 L 283/89) einer entsprechenden Aufforderung an den Verpflichteten mittels eines auf die Satzung gestützten Verwaltungsaktes, der Dauerwirkung entfaltet, so dass es im Falle der Anfechtungsklage für seine Rechtmäßigkeit regelmäßig auf den Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung ankommt (OVG Lüneburg, Urt. v. 11.8.1992, dng 1993 S. 129; Urt. v. 23.11.1994, dng 1995 S. 244).

14Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Anschlussleitung wegen technischer Mängel (z. B. Korrosion, unzureichende Druckfestigkeit) erneuerungsbedürftig ist, steht der Kommune ein Ermessensspielraum zu („Einschätzungsspielraum“: OVG Münster, Urt. v. 3.5.1974, OVG E 29 S. 286, VG Braunschweig, Beschl. v. 30.8.1982 – 3 VG D 127/82).

155. Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang, die die Satzung zulassen kann, müssen im Hinblick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz sachlich gerechtfertigt sein. Die einzelnen Ausnahmetatbestände brauchen nicht in der Satzung aufgezählt zu werden; es genügt, sie durch unbestimmte Rechtsbegriffe (z. B. „in besonderen Fällen“, „aus schwerwiegenden Gründen“) zu beschreiben, und im Einzelfall, gerichtlich nachprüfbar, zu ermitteln, ob diese Voraussetzungen erfüllt sind (OVG Münster, Urt. v. 5.11.1958 a. a. O.).

16Der Umstand, dass nach Einführung des Anschluss- und Benutzungszwangs ein eigener Brunnen nicht weiter benutzt werden darf, begründet regelmäßig keinen Befreiungsanspruch (OVG Lüneburg, Urt. v. 13.2.1970 a. a. O., Beschl. v. 13.12.1968 a. a. O.), ebenso wenig die mit dem Zwang zur Benutzung der öffentlichen Einrichtung verbundenen Kosten (OVG Lüneburg, Urt. v. 27.1.1983 – 3 OVG A 121/80; Beschl. v. 13.3.2001, Nds. Rpfl. S. 467; anders, wenn bei der Schmutzwasserkanalisation für den einzelnen Grundstückseigentümer finanzielle Belastungen entstehen, die auch bei Berücksichtigung der mit einer zentralen Abwasserbeseitigung verbundenen Vorteile unzumutbar sind: NdsOVG, Beschl. v. 14.6.1999, VwRR 2000 S. 44), das Vorhandensein einer Kleinkläranlage (OVG Lüneburg, Beschl. v. 13.3.2001 a. a. O.), vergebliche Investitionen für die Wiederaufbereitungsanlage, Zerstörung von Baumwurzeln und der Wegfall der Möglichkeit, Brauchwasser zur Bewässerung zu verwenden (OVG Lüneburg, Urt. v. 25.9.1996, KommP N 1997 S. 149); auch ökologische Gründe können regelmäßig nicht die Befreiung rechtfertigen (vgl. Hess. VGH, Urt. v. 21.9.1983 a. a. O.).





§ 14Gemeindearten



(1) 1Die Gemeinden, die nicht die Rechtsstellung einer kreisfreien Stadt haben (kreisangehörige Gemeinden), und die Samtgemeinden gehören einem Landkreis an. 2Auf Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden sind die für Gemeinden geltenden Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist oder die Vorschriften des Sechsten Teils, Zweiter Abschnitt Abweichendes regeln.



(2) 1Die Gemeinden im Gebiet der Region Hannover gehören der Region Hannover an (regionsangehörige Gemeinden). 2Auf die regionsangehörigen Gemeinden sind die für kreisangehörige Gemeinden geltenden Vorschriften anzuwenden, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.



(3) 1Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 30 000 Einwohnerinnen und Einwohnern haben die Rechtsstellung einer selbstständigen Gemeinde. 2Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern können auf Antrag durch Beschluss der Landesregierung zu selbstständigen Gemeinden erklärt werden, wenn ihre Verwaltungskraft dies rechtfertigt und die zweckmäßige Erfüllung der Aufgaben des Landkreises oder der Region Hannover im Übrigen nicht gefährdet wird. 3Die selbstständigen Gemeinden werden von dem für Inneres zuständigen Ministerium im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt gemacht. 4Dabei ist anzugeben, wann die Aufgaben auf die selbstständigen Gemeinden übergehen.



(4) 1Die Rechtsstellung einer selbstständigen Gemeinde ändert sich nicht, wenn die Einwohnerzahl auf weniger als 30 001 sinkt. 2Die Landesregierung kann die Rechtsstellung einer selbstständigen Gemeinde entziehen, wenn die Einwohnerzahl einer selbstständigen Gemeinde auf weniger als 20 001 sinkt. 3Der Entzug dieser Rechtsstellung und der Zeitpunkt, zu dem er wirksam wird, sind von dem für Inneres zuständigen Ministerium im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt zu machen.



(5) Große selbstständige Städte sind die Städte Celle, Cuxhaven, Goslar, Hameln, Hildesheim und Lingen (Ems) sowie die Hansestadt Lüneburg.



(6) Kreisfreie Städte sind die Städte Braunschweig, Delmenhorst, Emden, Oldenburg (Oldenburg), Osnabrück, Salzgitter, Wilhelmshaven und Wolfsburg.




§§ 10, 12 NGO





Erläuterungen zu § 14


11. Alle Gemeinden und Samtgemeinden, die nicht zu den in Abs. 6 aufgezählten kreisfreien Städten gehören, sind kreisangehörige Gemeinden, alle Gemeinden der Region Hannover einschließlich der Landeshauptstadt Hannover (§ 15 Abs. 1) sind regionsangehörige Gemeinden. Die Gemeinden der Region Hannover nehmen sowohl im eigenen als auch im übertragenen Wirkungskreis besondere Aufgaben wahr (§ 162 ff).

22. Die großen selbstständigen Städte sind in Abs. 5 abschließend aufgezählt. Bis auf Lingen sind sie bis zur Verwaltungs- und Gebietsreform der 1970er Jahre kreisfrei gewesen.

3Den Status der selbstständigen Gemeinde erlangt die Gemeinde oder Samtgemeinde ohne weiteres, wenn ihre Einwohnerzahl 30 000 überschreitet; maßgebend ist die von der Landesstatistikbehörde festgestellte Einwohnerzahl (§ 177). Die Bekanntmachung gem. Abs. 3 Satz 3 hat deklaratorische Bedeutung, die Angabe des Zeitpunktes des Aufgabenüberganges gem. Abs. 3 Satz 4 ist konstitutiv. Bei der Erklärung einer Gemeinde/Samtgemeinde zur selbstständigen Gemeinde gem. Abs. 3 Satz 2 hat das Kriterium, dass die zweckmäßige Erfüllung der Aufgaben des Landkreises/der Region nicht gefährdet wird, besondere Bedeutung. Deshalb spielt die entsprechende Stellungnahme des Landkreises/der Region im Rahmen der Anhörung eine entscheidende Rolle. Bisher ist noch kein Antrag einer Gemeinde abgelehnt worden.

4Der Verlust der Rechtsstellung erfolgt durch den gesetzlich allein nach Absinken der Einwohnerzahl unter 20 001 geregelten Entzug; die freiwillige Aufgabe in anderen Fällen ist nicht vorgesehen

5Selbstständige Gemeinden sind (Stand: 1.1.2017) Bad Pyrmont, Buxtehude, Einbeck, Hann. Münden, Helmstedt, Holzminden, Leer (Ostfriesland), Nienburg (Weser), Norden, Nordenham, Nordhorn, Northeim, Peine, Stade, Uelzen, Verden (Aller), Wolfenbüttel (Art. IV, § 4 Nr. 1 Abs. 1 des Achten Gesetzes zur Verwaltungs- und Gebietsreform v. 28.6.1977, GVBl. S. 233), Aurich, Georgsmarienhütte, Gifhorn, Melle, Seevetal (Bek. d. MI v. 1.8.1977, MBl. S. 822), Bramsche, Rinteln (Bek. d. MI v. 25.7.1979, MBl. S. 1448), Duderstadt (Bek. d. MI v. 28.7.1982, MBl. S. 978), Osterode am Harz (Bek. d. MI v. 1.3.1983, MBl. S. 235), Seesen (Bek. d. MI v. 18.5.1983, MBl. S. 524), Walsrode, Buchholz i. d. Nordheide (Bek. d. MI v. 21.9.1984, MBl. S. 779), Papenburg (Bek. d. MI v. 19.11.1984, MBl. S. 911), Meppen (Bek. d. MI v. 17.4.1985, MBl. S. 321), Varel (Bek. d. MI v. 30.5.1985, MBl. S. 455), Vechta (Bek. d. MI v. 22.10.1985, MBl. S. 1001), Ganderkesee (Bek. d. MI v. 23.7.1986, MBl. S. 804), Achim (Bek. d. MI v. 24.5.1988, MBl. S. 492), Alfeld (Leine) (Bek. d. MI v. 7.2.1989, MBl. S. 187), Stuhr (Bek. d. MI v. 20.6.1991, MBl. S. 805), Weyhe (Bek. d. MI v. 30.7.1991, MBl. S. 981), Cloppenburg (Bek. d. MI v. 4.10.1993, MBl. S. 1234), Osterholz-Scharmbeck (Bek. d. MI v. 20.9.1996, MBl. S. 1586), Winsen (Luhe) (Bek. d. MI v. 27.2.1997, MBl. S. 341), nach Aufhebung der entsprechenden Ausschlussvorschriften (§ 85 Abs. 1 Satz 2 des Regionsgesetzes) Barsinghausen, Burgdorf, Garbsen, Laatzen, Langenhagen, Lehrte, Neustadt am Rübenberge, Seelze, Wunstorf (§ 7 Abs. 3 Nr. 3, § 85 Abs. 3 Satz 1 des Regionsgesetzes), Isernhagen, Sehnde, Springe (Bek. d. MI v. 30.11.2001, MBl. S. 942), Ronnenberg (Bek. d. MI v. 10.9.2002, MBl. S. 710), Wallenhorst (Bek. d. MI v. 30.10.2003, MBl. S. 716), Schortens (Bek. d. MI v. 11.5.2005, MBl. S. 402), Samtgemeinden Artland und Bersenbrück (Bek. d. MI v. 25.10.2005, MBl. S. 839), Uetze (Bek. d. MI v. 15.8.2006, MBl. S. 833), Wedemark (Beschl. d. LR v. 11.11.2008, MBl. S. 1153, Friesoythe (Bek. d. MI v. 9.11.2011, MBl. S. 830), Samtgemeinde Harsefeld (Bek. d. MI v. 19.9.2012, MBl. S. 720.

6Der Sonderstatus der großen selbstständigen Städte und der selbstständigen Gemeinden besteht materiell im Wesentlichen darin, dass diese Gemeinden in unterschiedlichem Umfang Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises erfüllen, die den Landkreisen obliegen (§ 17). Einen Sonderstatus als regionsangehörige Gemeinde hat die Landeshauptstadt Hannover (§ 15) und als kreisangehörige Gemeinde die Stadt Göttingen (§ 16). Die großen selbstständigen Städte sowie Hannover und Göttingen unterliegen außerdem nicht der Kommunal- und Fachaufsicht der Landkreise/der Region, wie die anderen kreisangehörigen Gemeinden, sondern der des für Inneres zuständigen Ministeriums und der fachlich zuständigen obersten Landesbehörden (§ 171 Abs. 1, Abs. 5 Satz 1 Nr. 1). Der Sonderstatus der sog. privilegierten Gemeinden unterliegt nicht dem Schutz des Art. 28 GG (BVerfG, Beschl. v. 21.6.1988, NST-N 1988 S. 326).

73. Statistisch ergibt die Einteilung der Kommunen folgendes Bild (Stand: 1.1.2017):



	
Gemeinden insgesamt:
	
944 (zuzüglich 2 gemeindefreie Bezirke)


	
Kreisfreie Städte:
	
8


	
Sonderstatus:
	
2 (Hannover, Göttingen)


	
Große selbstständige Städte:
	
7


	
Selbstständige Gemeinden:
	
62


	
Einheitsgemeinden:
	
291 (zuzügl. 2 gemeindefreie Bezirke)


	
Samtgemeinden:
	
116


	
Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden:
	
653


	
Landkreise insgesamt:
	
37 (einschließlich Landkreis Region Hannover)








§ 15Landeshauptstadt Hannover



(1) Die Landeshauptstadt Hannover ist regionsangehörige Gemeinde; § 14 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung.



(2) 1Die Landeshauptstadt Hannover hat die Rechtsstellung einer kreisfreien Stadt nach Maßgabe dieses Gesetzes. 2Auf sie finden die für kreisfreie Städte geltenden Vorschriften Anwendung, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.



(3) Auf die Landeshauptstadt Hannover sind die kommunalwahlrechtlichen Vorschriften anzuwenden, die für die anderen regionsangehörigen Gemeinden gelten.




§ 10 Abs. 3 NGO





Erläuterungen zu § 15


11. Die Landeshauptstadt Hannover ist regionsangehörige Gemeinde, auf die jedoch vorbehaltlich anderweitiger Regelung (s. z. B. Abs. 3) die für die anderen regionsangehörigen Gemeinden geltenden Vorschriften für kreisangehörige Gemeinden (§ 14 Abs. 2 Satz 2) keine Anwendung finden (Abs. 1). Sie hat vielmehr einen Sonderstatus als kreisfreie Stadt (Abs. 2), der darin besteht, dass ihr bestimmte Kreisaufgaben des eigenen Wirkungskreises obliegen (§ 159 Abs. 2 Nrn. 1 und 2) und sie im Wesentlichen alle Kreisaufgaben des übertragenen Wirkungskreises wahrnimmt, soweit diese nicht auch für ihr Gebiet der Region Hannover übertragen sind (§ 159 Abs. 2 Nrn. 3 und 4; zur Entstehungsgeschichte s. Erl. zu § 159).

22. Wahlrechtlich hat die Landeshauptstadt Hannover die Rechtsstellung einer regionsangehörigen Gemeinde (Abs. 3), d. h. auf sie finden die Vorschriften für kreisangehörige Gemeinden Anwendung (§ 14 Abs. 2); ihre Einwohner sind also Einwohner der Region. Zu den wahlrechtlichen Vorschriften i. S. dieser Bestimmungen zählen auch die über die Unvereinbarkeit nach § 50 (so zu der früheren vergleichbaren Bestimmung des Göttingen-Gesetzes VG Braunschweig, Beschl. v. 21.12.1981 – 1 VG D 100/81).





§ 16Stadt Göttingen



(1) Die Stadt Göttingen gehört dem Landkreis Göttingen an.



(2) Die für kreisfreie Städte geltenden Vorschriften sind auf die Stadt Göttingen anzuwenden, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.




§ 10 Abs. 3 NGO





Erläuterungen zu § 16


1Die Stadt Göttingen ist kreisangehörige Gemeinde (§ 14 Abs. 1) mit Sonderstatus (zur Entstehungsgeschichte s. Erl. zu § 168). Dieser besteht im Wesentlichen darin, dass auf sie prinzipiell die Vorschriften über kreisfreie Städte Anwendung finden, jedoch nur bezogen auf landesrechtliche, nicht dagegen auf bundesrechtliche Regelungen, wenn diese den Landkreisen und kreisfreien Städten Aufgaben zuweisen (OVG Lüneburg, Urt. v. 16.4.1969 – IV OVGA 73/69 – zu § 96 BSHG; BVerwG, Urt. v. 22.8.1972 – BVerwG III C 121.69 – zu § 308 Abs. 1 LAG). Zu ihrer Behandlung als kreisangehörige Gemeinde bezüglich der Aufgaben und der Finanzzuweisungen im Rahmen des NFAG und der Krankenhausumlage s. §§ 168, 169.

2Auch ohne dass wie früher in § 1 Abs. 1 des Göttingen-Gesetzes eine ausdrückliche Klarstellung erfolgt, sind die Bürger der Stadt Kreiseinwohner. Sie nehmen an der Wahl zum Kreistag teil; zur Unvereinbarkeit s. § 15 Rn 2. Nach § 195 NSchG ist die Stadt Göttingen Schulträger für die allgemein bildenden Schulen der Sekundarbereiche I und II, der Landkreis für die berufsbildenden Schulen.





§ 17Aufgaben der selbstständigen Gemeinden und der großen selbstständigen Städte


1Die selbstständigen Gemeinden und die großen selbstständigen Städte erfüllen in ihrem Gebiet neben ihren Aufgaben als kreisangehörige Gemeinden alle Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises der Landkreise, soweit Rechtsvorschriften dies nicht ausdrücklich ausschließen. 2Die Landesregierung kann durch Verordnung Aufgaben bestimmen, die abweichend von Satz 1 durch die Landkreise wahrgenommen werden.3Ist ein Ministerium ermächtigt, die Zuständigkeit durch Verordnung zu regeln, so kann es anstelle der Landesregierung im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium eine Bestimmung nach Satz 2 treffen. 4Voraussetzung für Bestimmungen nach Satz 2 oder 3 ist, dass die Erfüllung der Aufgaben für die selbstständigen Gemeinden oder die großen selbstständigen Städte einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand mit sich bringen würde oder aus anderen Gründen unzweckmäßig erscheint.



§§ 11 Abs. 1, 12 Abs. 1 NGO





Erläuterungen zu § 17 


11. Grundsätzlich erfüllen die großen selbstständigen Städte und die selbstständigen Gemeinden (privilegierte Gemeinden) diejenigen Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises, die den Landkreisen obliegen. Jedoch sind eine ganze Reihe dieser Aufgaben ausgenommen. Nach der Föderalismusreform kommt die Zuweisung von Aufgaben durch Bundesrecht nicht mehr in Betracht. Jedoch ist die Zuständigkeit der großen selbstständigen Städte und der selbstständigen Gemeinden in zahlreichen Landesgesetzen ausgeschlossen, so insbesondere in § 18 Abs. 1 NROG, § 36 Abs. 1 NJagdG, § 31 Abs. 1 NAGBNatSchG, § 43 Abs. 7 NWaldLG, § 12 Abs. 1 NPflegeG, § 17 Abs. 2 NHundG, § 41 Abs. 2 NAbfG, § 2 Abs. 1 AGTierSG, die der selbstständigen Gemeinden darüber hinaus in § 127 Abs. 2 Satz 2 NWG, § 30 Abs. 2 Satz 2 NDG, § 57 Abs. 1 NBauO (vgl. aber § 63 Abs. 2 NBauO), im gesamten Nds. FischG (§§ 20 Abs. 2, 21 Abs. 1, 37 Abs. 2, 41 Abs. 1, 42 Abs. 2, 43 Abs. 1, 48 Abs. 3, 49 Abs. 3, 54 Abs. 1).

2Schließlich ist von der Ermächtigung des Satz 2 durch Erlass u. a. folgender Verordnungen Gebrauch gemacht worden:


1.  Allgemeine Verordnung über die den Landkreisen gegenüber den großen selbstständigen Städten und den selbstständigen Gemeinden vorbehaltenen Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises (AllgVorbehVO);

2.  Allgemeine Zuständigkeitsverordnung für die Gemeinden und Landkreise zur Ausführung von Bundesrecht (AllgZustVO-Kom);

3.  Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts sowie in anderen Rechtsgebieten (ZustVO-Wirtschaft);

4.  Verordnung über Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeitsschutz-, Immissionsschutz-, Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlenschutzrechts sowie in anderen Rechtsgebieten;

5.  Verordnung über sachliche Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (ZustVO-OWi).


3Die Systematik der Zuständigkeitsregelung weicht gegenüber der ursprünglichen insoweit ab, als nicht mehr nur durch Gesetz und Vorbehaltsverordnung diejenigen Aufgaben genannt werden, für die die privilegierten Gemeinden abweichend vom Grundsatz des Abs. 1 Satz 1 nicht zuständig sind, sondern dass darüber hinaus in den weiteren genannten Verordnungen Zuständigkeiten auch den privilegierten Gemeinden übertragen werden mit der Folge, dass der Grundsatz des Abs. 1 Satz 1 an Bedeutung verloren hat, zumal auch noch spezialgesetzlich privilegierten Gemeinden Aufgaben zugewiesen werden (s. z. B. Genehmigung von Einleitungen in öffentliche Abwasseranlagen gem. § 3 ZustVO-Wasser). Die neben den sondergesetzlich den Landkreisen gegenüber den großen selbstständigen Städten vorbehaltenen Aufgaben enthält § 2 der AllgVorbehVO, die Aufgabenzuweisungen an diese Städte ergeben sich aus § 1 Abs. 1 ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz und ZustVO-Wirtschaft, §§ 2 bis 5 AllgZustVO-Kom, §§ 1, 4 bis 6 ZustVO-OWi. Durch die AllgVorbehVO sind zusätzlich die in deren § 3 genannten Aufgaben den Landkreisen gegenüber den selbstständigen Gemeinden vorbehalten; Zuständigkeitszuweisungen an diese Gemeinden ergeben sich aus § 1 Abs. 1 ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz und ZustVO-Wirtschaft, §§ 3 bis 5 AllgZustVO-Kom, §§ 1, 4 bis 6 ZustVO-OWi.

4Eine Sonderregelung enthält schließlich noch § 97 Nds.SOG, nach dessen Abs. 3 die Landesregierung durch Verordnung die generelle gemeindliche Zuständigkeit aufheben und bestimmte Aufgaben den privilegierten Gemeinden sowie den Landkreisen und kreisfreien Städten vorbehalten kann. Das ist geschehen durch die Verordnung über Zuständigkeiten auf verschiedenen Gebieten der Gefahrenabwehr (ZustVO-SOG), die in ihren §§ 3 und 4 Zuständigkeiten der privilegierten Gemeinden enthält.

5Da das durch das NKomZG und auch sonst gesetzlich nicht ausgeschlossen ist, können die großen selbstständigen Städte und die selbstständigen Gemeinden die Aufgaben, die ihnen als solche obliegen, im Wege kommunaler Zusammenarbeit erfüllen und z. B. durch Zweckvereinbarung oder zur mandatsweisen Erfüllung auf den Landkreis übertragen.

62. Die finanzielle Regelung enthält § 12 NFAG.





§ 18Aufgaben der kreisfreien Städte


Die kreisfreien Städte erfüllen neben ihren Aufgaben als Gemeinden in ihrem Gebiet alle Aufgaben der Landkreise.



§ 11 Abs. 2 NGO





Erläuterungen zu § 18


Bei den Aufgaben, die die kreisfreien Städte wie die Landkreise erfüllen, handelt es sich um die den Landkreisen zugewiesenen des eigenen Wirkungskreises und die diesen übertragenen staatlichen Aufgaben (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 und § 6 Abs. 1). Die den Landkreisen nach § 3 Abs. 2 obliegenden überörtlichen und die Verwaltungs- und Finanzkraft kreisangehöriger Gemeinden übersteigenden Aufgaben gehören bei den kreisfreien Städten zu dem in § 2 Abs. 2 beschriebenen Aufgabenkreis. Ohne besondere Zuweisung an sie nehmen die kreisfreien Städte Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde nicht wahr (§ 6 Abs. 1 Satz 2).




Zweiter Teil:Benennung, Sitz, Hoheitszeichen



§ 19Name



(1) 1Jede Kommune führt ihren bisherigen Namen. 2Auf Antrag einer Gemeinde oder eines Landkreises kann das für Inneres zuständige Ministerium den Namen der Gemeinde oder des Landkreises ändern. 3Samtgemeinden können ihren Namen durch Änderung der Hauptsatzung (§ 99 Abs. 3) ändern.



(2) Ist der Name einer Gemeinde, einer Samtgemeinde oder eines Landkreises durch Gesetz festgelegt worden, so kann er erst nach Ablauf von zehn Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes geändert werden.



(3) Über die Benennung von Gemeindeteilen entscheidet die Gemeinde.



(4) 1Ist eine Gemeinde oder ein Teil einer Gemeinde als Heilbad, Nordseeheilbad, Nordseebad, Kneipp-Heilbad oder Kneipp-Kurort staatlich anerkannt, so entscheidet die Gemeinde, ob das Wort „Bad“ Bestandteil ihres Namens oder des Namens des Gemeindeteils wird. 2Wird die staatliche Anerkennung aufgehoben, so entfällt der Namensbestandteil „Bad“ nach Ablauf von fünf Jahren, es sei denn, die staatliche Anerkennung war mindestens zwanzig Jahre wirksam.




§§ 13 NGO, 10 NLO, 3 Abs. 3 RegionsG





Erläuterungen zu § 19


11. Der Name der Kommune ist entsprechend § 12 BGB gegen fehlerhafte Verwendung (falsche Bezeichnung, sog. Namensleugnung) im amtlichen Verkehr und unbefugten Gebrauch (sog. Namensanmaßung) geschützt; vgl. auch § 24 des Warenzeichengesetzes (s. aber § 22 Rn 4). Zum Anspruch der Gemeinde darauf, dass ihr Name für die Bezeichnung eines Bahnhofs der Bundesbahn in der amtlichen Form benutzt wird, vgl. BVerwG, Urt. v. 8.2.1974 (DVBl. 1974 S. 522) und vom 6.7.1979 (DÖV 1980 S. 97) sowie v. 6.7.1979 (DÖV 1980 S. 99); es besteht kein Anspruch der Gemeinde auf Benennung der Anschlussstelle einer Autobahn mit ihrem Namen, wenn eine andere Benennung für die Orientierung der Verkehrsteilnehmer zweckmäßig ist (vgl. Hess. VGH, Urt. v. 18.11.1975, DVBl. 1977 S. 49; OVG Koblenz, Urt. v. 17.9.1985, DÖV 1986 S. 36). Ein Missbrauch des Namens liegt vor, wenn nach der Verkehrsanschauung seine von der Kommune nicht genehmigte Verwendung auf diese als Gebietskörperschaft Bezug nimmt, also nicht nur als Herkunfts- oder Ortsangabe dient (s. BGH, Urt. v. 15.3.1963, NJW 1963 S. 2267).

22. Der Name der Gemeinde oder des Landkreises kann auf deren oder dessen Antrag (vgl. § 58 Abs. 1 Nr. 3) durch MI geändert werden. Im Hinblick auf Art. 2 NV (Bindung der Exekutive an das Gesetz, hier regelmäßig die Reformgesetze, in denen die Gemeinde- und Landkreisnamen bestimmt worden sind), ist die Namensänderung erst zehn Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes, in dem der Name festgelegt worden ist, möglich (Abs. 2). Früher ist vereinzelt Anträgen entsprochen worden, wenn ihnen mit großer Mehrheit gefasste Beschlüsse zugrunde lagen und die Namensänderung, regelmäßig durch Beifügung eines Zusatzes, dazu diente, Verwechslungen vorzubeugen; dabei sind Anträge, die einen Doppelnamen zum Gegenstand hatten, regelmäßig abgelehnt worden, weil auch der Gesetzgeber bei der Gemeindereform grundsätzlich darauf verzichtet hat, Doppelnamen zu verwenden. Die Bestimmung des Namens einer im Rahmen der Gemeindereform gebildeten neuen Gemeinde durch den Gesetzgeber verletzt nicht deren Selbstverwaltungsrecht des Art. 28 GG (BVerfG, Beschl. v. 17.1.1979, DVBl. 1979 S. 312). Die Änderung des Namens einer Samtgemeinde geschieht durch die Hauptsatzung (§ 73).

33. Die besondere Benennung von Gemeindeteilen hat rechtlich keine besonderen Auswirkungen und es ist angesichts ihrer eher ideellen Bedeutung zweifelhaft, ob sie denselben Schutz genießt wie der Gemeindename. Sowohl förmlich benannte Gemeindeteile als auch sonstige Ortsteile können zur Erhaltung altvertrauter Ortsnamen in der Beschriftung von Ortstafeln nach der StVO angegeben (vgl. RdErl. d. MW v. 27.9.1991, MBl. 1991 S. 1256), in Personalausweisen eingetragen (vgl. RdErl. d. MI v. 17.5.1978, MBl. 1978 S. 744). Die besondere Benennung von Gemeindeteilen ist jedoch Voraussetzung für ihre Verwendung in Personenstandsbüchern (vgl. RdErl. d. MI v. 26.5.2003, MBl. S. 500) nach dem, obwohl außer Kraft, weiterhin verfahren wird.

4Die besondere Benennung erfolgt durch Beschluss des Rates (§ 58 Abs. 2 Nr. 1). Vielfach ist sie bereits durch Gebietsänderungsverträge vorgenommen und mit diesen genehmigt worden; außerdem sind aufgrund inzwischen geänderter Rechtsgrundlagen Gemeindeteile z. B. der Städte Salzgitter (Bek. d. Nds. MdI v. 19.2.1951, MBl. S. 64) und Göttingen (Bek. d. Nds. MdI v. 11.3.1965, MBl. S. 311) durch den MI besonders benannt worden. Auch Gemeindeteile, die früher selbstständige Gemeinden gewesen sind und deren Name als neuer Gemeindename fortbesteht, können besonders benannt werden, z. B. durch Voranstellung der Bezeichnung „Alt-“ vor dem Gemeindenamen.

54. Nach Anerkennung einer Gemeinde oder des sie prägenden Gemeindeteils als Kurort nach der KurortVO v. 22.4.2005 (GVBl. S. 124; zum Verfahren s. RdErl. d. MW v. 24.10.2007, MBl. S. 1373) kann der Rat beschließen (§ 58 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs. 2 Nr. 1), dass bei den genannten Kurorten die Bezeichnung „Bad“ Bestandteil des Gemeindenamens oder der Benennung des betreffenden Gemeindeteils (Abs. 3) ist, ohne dass es weiterer Voraussetzungen bedarf. Ausgenommen sind jedoch die im Gesetz nicht aufgeführten Kurorte nach § 1 Abs. 2 Nrn. 5 bis 9 und 11 der KurortVO. „Bad“ ist also ein Teil des Namens der Gemeinde i. S. dieser Vorschrift und keine Bezeichnung i. S. des § 20 Abs. 2. Die Namensänderung sollte, auch wenn das nicht vorgeschrieben ist, aus Gründen der Rechtssicherheit in dem Bekanntmachungsblatt der Gemeinde bekanntgemacht werden; dasselbe gilt, wenn der Namensbestandteil fünf Jahre nach Aufhebung der Anerkennung – wenn diese nicht länger als zwanzig Jahre wirksam war – wieder entfällt.





§ 20Bezeichnungen



(1) 1Die Bezeichnung Stadt führen die Gemeinden, denen diese Bezeichnung nach bisherigem Recht zusteht. 2Auf Antrag kann das für Inneres zuständige Ministerium die Bezeichnung Stadt solchen Gemeinden verleihen, die nach Einwohnerzahl, Siedlungsform und Wirtschaftsverhältnissen städtisches Gepräge tragen.



(2) 1Die Gemeinden können auch historische Bezeichnungen weiterhin führen. 2Auf Antrag einer Gemeinde oder Samtgemeinde kann das für Inneres zuständige Ministerium Bezeichnungen verleihen oder ändern.




§ 14 NGO





Erläuterungen zu § 20


11. Die Bezeichnung Stadt hat keine verfassungsrechtliche Bedeutung. Sie ist aber wie auch eine sonstige überkommene Bezeichnung (Abs. 2) als Bestandteil des Gemeindenamens entsprechend § 12 BGB gegen unbefugte Verwendung für eine Einrichtung geschützt, die auch von der Gemeinde betrieben werden könnte (z. B. Stadttheater; s. auch § 19 Rn 1).

2Die Verleihung der Bezeichnung setzt ein nach Einwohnerzahl, Siedlungsform und Wirtschaftsverhältnissen städtisches Gepräge voraus. Nach der Gemeindereform ist dabei die Struktur der „Kerngemeinde“ entscheidend. Ob die Voraussetzungen erfüllt sind, lässt sich nur im Einzelfall beurteilen. Das Innenministerium geht davon aus, dass die Gemeinde mindestens 10 000 Einwohner, davon mindestens 5000 im Ortskern, aufweisen muss.

32. Überkommene Bezeichnungen sind in Niedersachsen Flecken, Bergstadt und Hansestadt. Sie können nur dann als überkommen beibehalten werden, wenn die Übung, sie zu benutzen, bei ihrer Aufnahme nicht gegen zwingendes Recht verstieß; mit dieser Begründung hat das OVG Lüneburg (Urt. v. 14.7.1970 – F II OVG A 11/68) die Weiterführung der Bezeichnung Kreisstadt versagt.

4Bei der Verleihung einer von der Gemeinde bisher nicht geführten Bezeichnung ist davon auszugehen, dass die Bezeichnung einen ganz besonderen, in gewissem Sinne einmaligen Tatbestand voraussetzt, so dass der Zweck einer besonderen Hervorhebung mit Bezeichnungen wie Seehafenstadt, Kreisstadt, Heidestadt oder Universitätsstadt, die auf eine ganze Reihe von Gemeinden zutreffen würden, nicht erreicht wird. Insbesondere kommt die Verleihung einer Bezeichnung zur Erlangung eines Wettbewerbsvorteils gegenüber anderen Gemeinden nicht in Betracht.

5Hat die Gemeinde eine überkommene Bezeichnung früher nachweislich geführt, bestehen gegen die Wiederverleihung keine Bedenken.





§ 21Sitz einer Kreisverwaltung


Für die Änderung des Sitzes einer Kreisverwaltung ist die Genehmigung der Landesregierung erforderlich.



§§ 11 NLO, 3 Abs. 3 RegionsG





Erläuterungen zu § 21


1Unter Kreisverwaltung ist die im engeren Sinne vom Landrat geleitete und beaufsichtigte Verwaltung (§ 85 Abs. 3) zu verstehen; maßgebend ist deshalb der Ort, an dem der Landrat seine Geschäfte wahrnimmt. Neben- oder Außenstellen der Kreisverwaltung werden von der Vorschrift nicht erfasst. Sie sind auf der Grundlage der kreislichen Organisationshoheit zulässig, gesetzlich können sie nicht vorgeschrieben werden (Nds. StGH, Urt. v. 14.2.1979, MBl. 1979 S. 547). Zuletzt durch das Achte Gesetz zur Verwaltungs- und Gebietsreform v. 28.6.1977 (GVBl. 1977 S. 233) sind die Sitze der meisten Kreisverwaltungen festgelegt worden. Auch sie können durch Organisationsentscheidung des Landkreises verändert werden, für die gesetzlich der Kreisausschuss zuständig ist (§ 76 Abs. 2 Satz 1).

2Eine Sitzveränderung liegt nur vor bei Verlegung des Verwaltungssitzes in eine andere Gemeinde, nicht innerhalb der Sitzgemeinde. Sie ist eine Maßnahme im Rahmen der kreislichen Selbstverwaltung. Die Genehmigung der Landesregierung soll gewährleisten, dass die Belange des Landes bei der Änderung des Kreissitzes berücksichtigt werden. Die von dem Sitzverlust betroffene Gemeinde hat mangels Rechtsbeeinträchtigung kein Klagerecht. Der Landkreis kann wegen eines Ermessensfehlgebrauchs gegen die Versagung der Genehmigung klagen.





§ 22Wappen, Flaggen, Dienstsiegel



(1) 1Die Kommunen führen ihre bisherigen Wappen und Flaggen. 2Sie sind berechtigt, diese zu ändern oder neue anzunehmen.



(2) 1Die Kommunen führen Dienstsiegel. 2Haben sie ein Wappen, so ist es Bestandteil des Dienstsiegels.




§§ 15 NGO, 12 NLO, § Abs. 3 RegionsG





Erläuterungen zu § 22


11. Die Annahme eines neuen oder die Änderung des bisherigen Wappens ist eine Angelegenheit der kommunalen Selbstverwaltung, über die die Vertretung beschließt (§ 58 Abs. 1 Nr. 3); dasselbe gilt für Flaggen. Eine Genehmigung ist nicht mehr erforderlich. Auch künftig sollen Wappen und Flaggen den Regeln der Wappenkunde entsprechen und Verwechslungen mit gleichartigen Wappen und Flaggen vermieden werden. Als Richtschnur für die Gestaltung von Wappen können die Ausführungsanweisungen zu § 11 DGO dienen, die wie folgt lauten:

2Die Wappen der Gemeinden dürfen in ihrer äußeren Form und Anlage nicht gegen solche Regeln der Wappenkunde verstoßen, die auf historischen, künstlerischen und praktischen Gesichtspunkten beruhen (Bedeutung, Einfachheit, Klarheit, Übersichtlichkeit). Das schließt jedoch nicht aus, dass anstelle alter Symbole auch solche Formen und Bilder verwendet werden, die der modernen Umwelt entlehnt, dem Volke gemeinverständlich und für die betreffende Körperschaft charakteristisch sind.

3Die Wappen des Bundes und der Länder dürfen als kommunales Wappen nicht verwendet werden, ebenso wenig das Wappen einer anderen Kommune oder ein Familienwappen ohne Genehmigung des Wappenberechtigten. Den Kommunen wird empfohlen, sich schon vor der Beschlussfassung über die Annahme oder Änderung von Wappen von dem zuständigen Staatsarchiv beraten zu lassen.

4Das kommunale Wappen ist in entsprechender Anwendung des § 12 BGB gegen unbefugte Verwendung geschützt; vgl. auch § 27 des Warenzeichengesetzes. Das LG Osnabrück (Urt. v. 15.3.1996 – 12 S 524/95) lässt das allerdings nur bei kommerzieller Verwendung des Wappens gelten, nicht auch für den Fall, dass eine Partei in ihrem Mitteilungsorgan und auf Briefen und Drucksachen das Gemeindewappen verwendet, weil ein Missbrauch nur vorliege, wenn durch eine Verwechslungsgefahr eine Zuordnungsverwirrung hervorgerufen werde. Diese Rechtsprechung erscheint als zu eng. Die Kommune kann Dritten die Verwendung ihres Wappens gestatten. Eine Verwendung für gewerbliche Zwecke darf jedoch im Hinblick auf den Charakter als Hoheitszeichen und wegen der Gefahr einer Wettbewerbsverzerrung nur unter ganz besonders strengen Voraussetzungen gestattet werden.

5Für die Beflaggung öffentlicher Gebäude der Kommune bestehen keine gesetzlichen Vorgaben mehr, nachdem das Gesetz über Wappen, Flaggen und Siegel und die VO über die Beflaggung öffentlicher Bauten v. 8.5.1991 (Nds. GVBl. S. 181) durch das Niedersächsische Wappengesetz (v. 8.3.2007, GVBl. S. 117) aufgehoben worden sind.

62. Die Führung des Dienstsiegels gehört in den Bereich der gesetzlichen Außenvertretung der Kommune. Fehlt sein gesetzlich vorgeschriebener Abdruck, ist das ein Verfahrensfehler, der z. B. eine Beglaubigung (§ 33 VwVfG) unwirksam macht (OVG Münster, Urt. v. 28.11.1977, DÖV 1978 S. 334); § 86 Abs. 2 schreibt für verpflichtende Erklärungen den Abdruck nicht mehr vor. Zum Abdruck des Dienstsiegels bei der Ausfertigung von Ortsrecht s. § 11 Rn 1. Das Dienstsiegel führen der HVB und die von ihm dazu ermächtigten Bediensteten, auch die bei unselbständigen Anstalten und Einrichtungen der Kommune; auch der Ortsvorsteher und der mit Hilfsfunktionen betraute Ortsbürgermeister können zur Führung des Dienstsiegels ermächtigt werden. Zur Wappen- und Flaggenführung der kommunalen Anstalten s. § 147 Rn 1.

7Das Dienstsiegel muss den Namen und gegebenenfalls das Wappen der Kommune erhalten; es kann bei kreisangehörigen Gemeinden der betreffende Landkreis in die Beschriftung aufgenommen werden. Aus der Anknüpfung der Siegelführung an die Behördeneigenschaft der Kommune ergibt sich, dass alle unselbstständigen Stellen und Einrichtungen der Kommune grundsätzlich einheitlich das Siegel mit der auf den Namen der Kommune lautenden Beschriftung führen. Andere Beschriftungen sind danach nicht zulässig; jedoch bestehen keine Bedenken dagegen, die siegelführende Dienststelle zusätzlich anzugeben.
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